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Deutsche Bischofskonferenz

Satzung des Verbandes 
der Diözesen Deutschlands

i.d.F. des Beschlusses der Vollversammlung 
des Verbandes der Diözesen Deutschlands 

vom 23.11.2020

Präambel

Die (Erz-)Diözesen der Kirche in Deutschland schlie-
ßen sich zu einem Verband in der Rechtsform einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft zusammen. 1Er 

soll die Arbeit der Deutschen Bischofskonferenz recht-
lich und ökonomisch unterstützen. Zudem soll er die 
Zusammenarbeit der (Erz-)Diözesen in wirtschaftli-
chen, rechtlichen, administrativen und technischen Fra-
gen vertiefen, die aktive Mitwirkung der Kirche in der  
Gesellschaft fördern, Aufgaben bearbeiten, die sich der 
gesamten Kirche in Deutschland stellen und die Arbeit 
der Deutschen Bischofskonferenz enger mit den ökono-
mischen und rechtlichen Rahmenbedingungen abstim-
men. Zur Sicherung der gegenseitigen Solidarität, zur 
Stärkung der Einheit und zur Förderung des Gesamt-
wohls der Kirche erlassen die (Erz-)Bischöfe folgende 
Verbandssatzung:

§ 1
Errichtung, Name, Mitgliedschaft

(1) 	Die Erzdiözesen Bamberg, Freiburg, Köln, München 
und Freising sowie Paderborn und die Diözesen Aa-
chen, Augsburg, Eichstätt, Essen, Fulda, Hildesheim, 
Limburg, Mainz, Münster, Osnabrück, Passau, Re-
gensburg, Rottenburg, Speyer, Trier sowie Würzburg 
haben sich durch Vertrag vom 04. März 1968 zu dem 
„Verband der Diözesen Deutschlands“ (nachfolgend 
Verband) zusammengeschlossen. Mit Wirkung zum 

1	 Zugunsten der besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit 
des Regelwerks wurde auf eine geschlechtergerechte For-
mulierung verzichtet. Sämtliche Ausdrücke, die männlich 
formuliert sind, gelten sinngemäß für alle Geschlechter.

	 01. Januar 1991 sind dem Verband die Bistümer 
	 Berlin und Dresden-Meißen, die Apostolische Admi-

nistratur Görlitz und die Bischöflichen Ämter Erfurt-
Meiningen, Magdeburg und Schwerin beigetreten. 
Seit der darauffolgenden Neuordnung der Bistümer 
besteht der Verband aus den Erzdiözesen Bamberg, 
Berlin, Freiburg, Hamburg, Köln, München und 
Freising sowie Paderborn und den Diözesen Aachen, 
Augsburg, Dresden-Meißen, Eichstätt, Erfurt, Essen, 
Fulda, Görlitz, Hildesheim, Limburg, Magdeburg, 
Mainz, Münster, Osnabrück, Passau, Regensburg, 
Rottenburg-Stuttgart, Speyer, Trier und Würzburg.

(2) 	Sitz des Verbandes ist Bonn.

§ 2
Rechtsstellung, Anwendung der Grundordnung

(1) 	Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts.

(2) 	Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rah-
men kirchlicher Arbeitsverhältnisse findet in ihrer 
jeweils geltenden, im Amtsblatt der (Erz-)Diözese 
des jeweiligen Vorsitzenden der Vollversammlung 
des Verbandes (nachfolgend Vollversammlung) ver-
öffentlichten Fassung Anwendung.

§ 3
Verbandszweck

(1) 	Der Verband hat die Aufgabe, im Auftrag der Deut-
schen Bischofskonferenz die rechtlichen, wirtschaft-
lichen, administrativen sowie technischen Belange 
der in ihm zusammengeschlossenen (Erz-)Diöze-
sen zu wahren und zu fördern. Er übernimmt für 
die Deutsche Bischofskonferenz die Funktion des 
Rechts- und Anstellungsträgers, repräsentiert die 
in ihm zusammengeschlossenen (Erz-)Diözesen im 
Rahmen seiner Zuständigkeit nach außen und berät 
die Verbandsmitglieder in Fragen, die für die Kirche 
in Deutschland im Rahmen der Aufgaben des Ver-
bandes von strategischer Bedeutung sind. Der Ver-
band nimmt ferner die ihm durch die Vollversamm-
lung ausdrücklich zugewiesenen Aufgaben wahr.
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(2) 	Der Verbandszweck wird insbesondere durch folgen-
de Aufgaben verwirklicht:

a) 	 Wahrnehmung der Belange der Verbandsmit-
glieder gegenüber öffentlichen und privaten 
Stellen auf nationaler und internationaler Ebene,

b) 	 Beobachtung der für die Kirche in Deutschland 
relevanten Rechtsentwicklungen,

c) 	 Beratung der Organe und der Verbandsmitglie-
der in rechtlichen, wirtschaftlichen, administra-
tiven und technischen Angelegenheiten,

d) 	 Koordination und Ausgleich innerkirchlicher In-
teressen,

e) 	 Bereitstellung von rechtlichen, wirtschaftlichen, 
administrativen und technischen Dienstleistun-
gen für seine Mitglieder durch Bündelung von 
Ressourcen,

f) 	 Aufstellung und Abwicklung des Haushalts des 
Verbandes,

g) 	 Vorbereitung und Durchführung des interdiö-
zesanen Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfah-
rens (Clearing-Verfahren),

h) 	 Vorbereitung und Durchführung von Maßnah-
men der Solidarität zwischen den (Erz-Diöze-
sen),

i) 	 Erwerb und Verwaltung von Beteiligungen,

j) 	 Aufsicht über die Kirchliche Zusatzversor-
gungskasse des Verbandes (nachfolgend KZVK) 
gemäß deren Satzung und nach näherer Maßga-
be von § 15 dieser Satzung,

k) 	 Organisation der Geschäftsstelle der Zentral-
KODA,

l) 	 Organisation der Geschäftsstelle der kirchlichen 
Gerichte auf inter-diözesaner Ebene und/oder 
auf der Ebene der Bischofskonferenz, etwa im  
Bereich des Arbeits- und Datenschutzrechts, 

m) 	Erstellung von Gutachten und Statistiken sowie 
die Beauftragung und Auswertung von Untersu-
chungen und Umfragen. 

§ 4
Organe

Die Organe des Verbandes sind

a) 	 die Vollversammlung,
b) 	 der Verbandsrat,
c) 	 der Geschäftsführer.

§ 5
Zusammensetzung der Vollversammlung

(1) 	Der Vollversammlung gehören mit Stimmrecht die 
Diözesanbischöfe oder die Koadjutoren bzw. die Di-
özesanadministratoren an, wobei sich die Genannten 
durch schriftlich Bevollmächtigte vertreten lassen 
können. Die Vertretung eines Mitglieds der Vollver-
sammlung durch ein anderes Mitglied der Vollver-
sammlung ist unzulässig.

(2) 	Jedes Mitglied kann einen Berater zuziehen. Vorsit-
zender der Vollversammlung ist der Vorsitzende der 
Deutschen Bischofskonferenz. Bei Verhinderung des 
Vorsitzenden leitet der stellvertretende Vorsitzende 
der Deutschen Bischofskonferenz die Vollversamm-
lung.

(3) 	Der Geschäftsführer des Verbandes und der Leiter 
der Geschäftsstelle nehmen mit beratender Stimme 
an der Sitzung der Vollversammlung teil. 

§ 6
Aufgaben der Vollversammlung

(1)	 Die Vollversammlung ist das oberste Organ des Ver-
bandes. Sie ist für alle Angelegenheiten zuständig, 
die nicht nach dieser Satzung anderen Organen des 
Verbandes übertragen sind, insbesondere für die



4 | KIRCHLICHER ANZEIGER FÜR DAS BISTUM HILDESHEIM NR. 1/2021

a) 	 Entscheidungen in strategischen Fragen,

b) 	 Beschlüsse über den Haushalt,

c) 	 Festsetzung der Verbandsumlage,

d) 	 Aufsicht über den Verbandsrat,

e) 	 Berufungen in den Verbandsrat,

f) 	 Entlastung des Verbandsrates,

g) 	 Aufsicht über den Geschäftsführer,

h) 	 Berufung des Geschäftsführers,

i) 	 Entlastung des Geschäftsführers.

(2) 	Die Vollversammlung entscheidet mit Einstimmig-
keit ihrer Mitglieder

a) 	 bei Änderungen der Satzung des Verbandes, 

b) 	 bei Änderung der Ordnung über die Grundsätze 
zur Arbeitsweise der Kommissionen und Un-
terkommissionen, der Geschäftsordnung, der 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung so-
wie der Revisionsordnung,

c) 	 bei Auflösung des Verbandes,

d) 	 bei Übernahme neuer Aufgaben,

e) 	 bei Gewährleistung von Verpflichtungen aus An-
stellungsverträgen,

f) 	 bei Erwerb, Belastung und Veräußerung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rech-
ten,

g) 	 bei dem Erwerb oder der Veräußerung von un-
mittelbaren Beteiligungen an juristischen Perso-
nen,

h) 	 bei Gewährung außerplanmäßiger Zuschüsse in 
einer Höhe von über 500.000 €,

i) 	 bei Aufnahme von Anleihen und Darlehen,

j) 	 bei Festsetzung der Verbandsumlage,

k) 	 bei Verabschiedung des Haushaltsplanes und 
Feststellung des Jahresabschlusses,

l) 	 bei Festlegung des Verteilungsschlüssels für die 
Verbandsumlage auf die einzelnen (Erz-)Diöze-
sen,

m) 	bei Festlegung von Kostenumlagen,

n) 	 bei einer unterjährigen Ausweitung des Soll-
Stellenplans, 

o) 	 über das Kirchenlohnsteuerverrechnungsverfah-
ren (Clearing-Verfahren). 

(3) 	Die Vollversammlung entscheidet mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der Mitglieder

a) 	 bei Beschlussfassungen über kirchliche Rah-
men- bzw. Musterordnungen,

b) 	 bei der Ausweitung bestehender Aufgaben,

c) 	 bei Fragen der KZVK gemäß deren Satzung und 
nach näherer Maßgabe von § 15 dieser Satzung, 

d) 	 bei Anstellung von Mitarbeitern in leitender 
Stellung im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 Rah-
men-MAVO,

e) 	 bei der Entlastung des Geschäftsführers, 

f) 	 bei der Errichtung oder Schließung von juristi-
schen Personen,

g) 	 bei der Errichtung oder Schließung rechtlich un-
selbständiger Dienststellen oder sonstiger Ein-
richtungen des Verbandes,

h) 	 bei der Wahl der Mitglieder des Verbandsrates, 

i) 	 in allen anderen Fällen, die nicht von Absatz 2 
erfasst sind.
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Bei Beschlüssen der Vollversammlung über die Auf-
sicht und die Entlastung des Verbandsrates (vgl. Abs. 1 
d und f), dürfen die Mitglieder der Vollversammlung, 
die gleichzeitig dem Verbandsrat angehören, bzgl. die-
ses Beratungsgegenstandes nicht an den Beratungen und 
der Beschlussfassung der Vollversammlung teilnehmen. 

§ 7
Sitzungen der Vollversammlung

(1) 	Sitzungen der Vollversammlung finden mindestens 
zweimal im Kalenderjahr statt. Die Vollversamm-
lung ist außerdem vom Vorsitzenden einzuberufen, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder die Ein-
berufung in Textform unter Angabe von Gründen 
beim Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen dringen-
der Gründe kann der Vorsitzende weitere Sitzungen 
der Vollversammlung einberufen. 

(2) 	Die Vollversammlung wird vom Vorsitzenden einbe-
rufen. Die Einladung, in der Ort und Zeit der Sitzung 
mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spätestens 
vier Wochen vor dem Tag der Versammlung zugehen. 
Die Tagesordnung, die vom Vorsitzenden im Beneh-
men mit dem Vorsitzenden des Verbandsrates auf-
gestellt wird, sowie entsprechende Entscheidungs-
vorlagen sind den Mitgliedern in der Regel zwei 
Wochen vor Tagungsbeginn zu übersenden. In drin-
genden Fällen muss die Einladung mit Tagesordnung 
oder eine Ergänzung der schon übersandten Tages-
ordnung mindestens eine Woche vor Sitzungsbeginn 
versandt sein. Über das Vorliegen eines dringenden 
Falles entscheidet der Vorsitzende der Vollversamm-
lung. Über Tagesordnungspunkte, die den Mitglie-
dern des Verbandes nicht mindestens eine Woche vor 
Sitzungsbeginn zugegangen waren, kann die Voll-
versammlung nur dann Beschluss fassen, wenn kein  
Mitglied widerspricht. Bei der Berechnung der Frist 
werden der Tag der Absendung und der Tag der Sit-
zung nicht mitgerechnet.

(2a)Sitzungen der Vollversammlung können auch als  
Online- oder Hybrid-Versammlung erfolgen.

(3)	 Der Vorsitzende der Vollversammlung leitet die 
Versammlung; sie ist nichtöffentlich. Er kann Gäs-
te einladen. Bei Verhinderung des Vorsitzenden 
übernimmt der stellvertretende Vorsitzende dessen 
Aufgaben. Die Mitglieder der Vollversammlung so-
wie die geladenen Gäste sind verpflichtet, über alle 
behandelten Themen Verschwiegenheit zu wahren.

(4) 	Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn zwei 
Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder des Verban-
des vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist eine 
neue Vollversammlung mit der gleichen Tagesord-
nung einzuberufen, die binnen zwei Wochen nach 
Versenden der Einladung stattfindet und in jedem 
Fall beschlussfähig ist. 

(5) 	Die Vollversammlung fasst Beschlüsse entweder 
einstimmig oder mit einer Mehrheit von mindes-
tens zwei Drittel der Gesamtzahl seiner Mitglieder. 
Bei Entscheidungen der Vollversammlung, die nach 

	 § 6 Abs. 2 Einstimmigkeit verlangen, gelten Stimm-
enthaltungen als Ablehnung. Zudem ist in diesen 
Fällen von Verbandsmitgliedern, die nicht vertreten 
sind, eine schriftliche Zustimmung einzuholen. Eine 
schriftliche Beschlussfassung, bei der im Falle der 
Nichtäußerung Zustimmung angenommen wird, ist 
nicht möglich.

(6) 	Die Art der Abstimmung und der Wahl bestimmt der 
Vorsitzende. Abstimmung und Wahl müssen jedoch 
schriftlich durchgeführt werden, wenn ein anwe-
sendes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(7) 	Schriftführer der Vollversammlung ist der Ge-
schäftsführer des Verbandes, der über den wesent-
lichen Inhalt der Sitzung eine Niederschrift fertigt. 
Sie muss insbesondere Tag, Ort, Beginn und Ende 
der Sitzung, die Namen des Vorsitzenden und der an-
wesenden Mitglieder der Vollversammlung bzw. des 
anwesenden Bevollmächtigten enthalten. Sie muss 
insbesondere die Beschlüsse und Abstimmungs-
ergebnisse dokumentieren. Die Niederschrift wird 
vom Vorsitzenden und vom Geschäftsführer des Ver-
bandes unterzeichnet und unverzüglich den Mitglie-
dern der Vollversammlung und allen Generalvikaren 
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in Textform zugeleitet. Etwaige Einwendungen sind 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Versand 
der Niederschrift in Textform geltend zu machen.

(8) 	Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind bei 
Gegenständen dringlicher Art möglich.

(9) 	Näheres regelt die Geschäftsordnung.

§ 8
Zusammensetzung des Verbandsrates

(1) 	Der Verbandsrat besteht aus 18 stimmberechtigten 
und zwei Mitgliedern mit beratender Stimme.

(2) 	Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit Stimm-
recht an

a) 	 der Vorsitzende der Vollversammlung als gebo-
renes Mitglied,

b) 	 sechs weitere Diözesanbischöfe,

c) 	 sechs Generalvikare, 

d) 	 drei Finanzdirektoren bzw. Hauptabteilungslei-
ter im Bereich Finanzen sowie

e) 	 zwei Personen auf Vorschlag des Zentralkomi-
tees der deutschen Katholiken.

(3) 	Dem Verbandsrat gehören als Mitglieder mit bera-
tender Stimme an

a) 	 der Geschäftsführer des Verbandes und

b) 	 der Leiter der Geschäftsstelle des Verbandes.

(4) 	Die stimmberechtigten Mitglieder des Verbands-
rates werden mit Ausnahme des Vorsitzenden der 
Vollversammlung von der Vollversammlung in einer 
Blockwahl mit Zweidrittelmehrheit ihrer Mitglieder 
für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Die Wahl 
erfolgt aufgrund der Vorschlagsliste einer Personal-
findungskommission, die von der Vollversammlung 

eingesetzt wird. Aus einer (Erz-)Diözese soll nur ein 
stimmberechtigtes Mitglied in den Verbandsrat be-
rufen werden. Die erste Wahl der stimmberechtigten 
Mitglieder des Verbandsrates erfolgt in Abweichung 
von Satz 1 für die Dauer von drei Jahren (vgl. § 20).

(5) 	Der Verbandsrat wählt seinen Vorsitzenden und stell-
vertretenden Vorsitzenden mit zwei Dritteln der Ge-
samtzahl seiner stimmberechtigten Mitglieder aus 
seiner Mitte. Der Vorsitzende der Vollversammlung 
kann weder zum Vorsitzenden des Verbandsrates 
noch zum stellvertretenden Vorsitzenden des Ver-
bandsrates gewählt werden.

(6) 	Die Mitgliedschaft im Verbandsrat erlischt mit Ab-
lauf der Amtszeit, der Niederlegung des Amtes, der 
Beendigung der dienstlichen Funktion gemäß Abs. 
2 b) bis d) in den (Erz-)Diözesen oder der Abberu-
fung durch die Vollversammlung. Die Amtszeit des 
Vorsitzenden der Vollversammlung im Verbandsrat 
endet, wenn er das Amt des Vorsitzenden der Voll-
versammlung nicht mehr wahrnimmt. Für die Abbe-
rufung eines Mitglieds im Verbandsrat ist eine Zwei-
drittelmehrheit der Mitglieder der Vollversammlung 
erforderlich. Scheidet ein Mitglied des Verbandsrates 
während des Berufungszeitraums aus, so wählt die 
Voll-versammlung für die restliche Amtszeit des aus-
geschiedenen Mitglieds auf Vorschlag der Personal-
findungskommission mit Zweidrittelmehrheit ein Er-
satzmitglied. Sind mehrere Ersatzmitglieder gleich-
zeitig zu berufen, so erfolgt die Wahl als Blockwahl. 

(7) 	Die Wiederwahl eines stimmberechtigten Mitglieds 
des Verbandsrates ist in der Regel nur einmal zuläs-
sig. 

(8) 	Die Vertretung eines Mitglieds des Verbandsrates ist 
unzulässig.

(9) 	Die Vorsitzenden der Bischöflichen Kommissionen 
der Deutschen Bischofskonferenz sowie die Vorsit-
zenden der Kommissionen des Verbandes der Diöze-
sen Deutschlands können bei Angelegenheiten, die 
ihre jeweilige Kommission betreffen, auf Einladung 
des Vorsitzenden des Verbandsrates beratend an den 
Sitzungen des Verbandsrates teilnehmen. Die Vorsit-
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zenden können sich durch ein anderes Mitglied, den 
Sekretär oder Geschäftsführer der jeweiligen Kom-
mission vertreten lassen.

§ 9
Aufgaben des Verbandsrates

(1) 	Die Mitglieder des Verbandsrates nehmen im Ver-
bandsrat nicht die Interessen ihrer jeweiligen (Erz-)
Diözesen bzw. der sie entsendenden Körperschaft 
wahr, sondern wirken für die Belange und das Ge-
samtwohl der Kirche in Deutschland. 

(2) 	Der Verbandsrat 

a) 	 nimmt die ihm von der Vollversammlung über-
tragenen Aufgaben wahr, 

b) 	 berät strategische Themen im Aufgabenbereich 
des Verbandes,

c) 	 berät den Haushaltsentwurf des Verbandes,

d) 	 gibt der Vollversammlung Anregungen und un-
terbreitet ihr Vorschläge,

e) 	 bereitet Maßnahmen oder Entscheidungen für 
die Vollversammlung vor und setzt die Maßnah-
men oder Entscheidungen der Vollversammlung 
um,

f) 	 prüft den Jahresabschluss und wählt die Prü-
fungsgesellschaft aus, 

g) 	 gibt den Kommissionen Aufträge und nimmt de-
ren Beratungsergebnisse entgegen, 

h) 	 beruft die Mitglieder der Kommissionen des 
Verbandes,

i) 	 gewährt außerplanmäßige Zuschüsse bis zu ei-
ner Höhe von 500.000 € im Einzelfall innerhalb 
des genehmigten Haushaltsplans, unbeschadet 
der Bestimmung des § 11 Abs. 5,

j) 	 entscheidet bei der Besetzung aller Gerichte, bei 
denen der Verband der Diözesen Deutschlands 
mitwirkt, 

k) 	 nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch diese 
Satzung oder durch die KZVK-Satzung in An-
gelegenheiten der kirchlichen Zusatzversorgung 
zugewiesen sind, 

l) 	 nimmt die Aufgaben wahr, die ihm durch die Re-
visionsordnung zugewiesen sind. 

(3) 	In Fällen, in denen nach einstimmiger Auffassung der 
stimmberechtigten Mitglieder des Verbandsrates eine 
rechtzeitige Beschlussfassung der Vollversammlung 
nicht möglich oder in denen eine Befassung der Voll-
versammlung nicht erforderlich erscheint, kann der 
Verbandsrat Entscheidungen treffen, über die in der 
nächsten Vollversammlung zu berichten ist. Dabei ist 
der Verbandsrat in jedem Fall an den Haushaltsplan 
gebunden. Außerdem sind alle Angelegenheiten aus-
geschlossen, zu denen nach § 6 Abs. 2 ein einstimmi-
ger Beschluss erforderlich ist.

§ 10
Sitzungen des Verbandsrates

(1) 	Sitzungen des Verbandsrates finden mindestens drei-
mal im Kalenderjahr statt. Der Verbandsrat ist au-
ßerdem vom Vorsitzenden einzuberufen, wenn we-
nigstens ein Drittel der stimmberechtigten Mitglie-
der die Einberufung in Textform unter Angabe von 
Gründen beim Vorsitzenden beantragt. Bei Vorliegen  
dringender Gründe kann der Vorsitzende weitere Sit-
zungen des Verbandsrates einberufen.

(2) 	Der Verbandsrat wird vom Vorsitzenden einberu-
fen. Die Einladung, in der Ort und Zeit der Sitzung 
mitgeteilt werden, muss den Mitgliedern spätestens 
vier Wochen vor dem Tag der Sitzung zugehen. Die 
Tagesordnung, die vom Vorsitzenden aufgestellt 
wird, sowie entsprechende Entscheidungsvorlagen 
sind den Mitgliedern in der Regel zwei Wochen 
vor Sitzungsbeginn zu übersenden. In dringenden 
Fällen muss die Einladung mit Tagesordnung oder 
eine Ergänzung der schon übersandten Tagesord-
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nung mindestens eine Woche vor Sitzungsbeginn 
versandt sein. Über das Vorliegen eines dringen-
den Falles entscheidet der Vorsitzende des Ver-
bandsrates. Über Tagesordnungspunkte, die den  
Mitgliedern des Verbandsrates nicht mindestens eine 
Woche vor Sitzungsbeginn zugegangen waren, kann 
der Verbandsrat nur dann Beschluss fassen, wenn 
kein Mitglied widerspricht. Bei der Berechnung der 
Frist werden der Tag der Absendung und der Tag der 
Sitzung nicht mitgerechnet.

(3) 	Die Sitzungen des Verbandsrates finden in der Regel 
am Sitz des Verbandes statt. 

(3a)	Sitzungen des Verbandsrates können auch als On-
line- oder Hybrid-Versammlung erfolgen.

(4) 	Der Vorsitzende des Verbandsrates leitet die Ver-
sammlung, die nicht öffentlich ist. Er kann Gäste ein-
laden. Bei Verhinderung des Vorsitzenden übernimmt 
der stellvertretende Vorsitzende dessen Aufgaben. 
Die Mitglieder des Verbandsrates sowie die gelade-
nen Gäste sind verpflichtet, über alle behandelten  
Themen Verschwiegenheit zu wahren. 

(5) 	Der Verbandsrat ist beschlussfähig, wenn zwei Drit-
tel der stimmberechtigten Mitglieder des Verbandsra-
tes vertreten sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist eine 
neue Versammlung mit der gleichen Tagesordnung 
einzuberufen, die binnenzwei Wochen nach Ver-
senden der Einladung stattfindet und in jedem Fall  
beschlussfähig ist. 

(6) 	Der Verbandsrat fasst Beschlüsse mit einer Mehrheit 
von mindestens zwei Dritteln der Gesamtzahl seiner 
stimmberechtigten Mitglieder. 

(7) 	Über die Art der Abstimmungen oder Wahlen 
entscheidet der Vorsitzende. Abstimmung und Wahl 
müssen jedoch schriftlich erfolgen, wenn ein anwe-
sendes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

(8) 	Schriftführer des Verbandsrates ist der Geschäftsfüh-
rer des Verbandes, der über den wesentlichen Inhalt 
der Sitzung eine Niederschrift fertigt. Sie muss Tag, 
Ort, Beginn und Ende der Sitzung, die Namen des 
Vorsitzenden und der anwesenden Mitglieder des 

Verbandsrates enthalten. Sie muss insbesondere die 
Beschlüsse dokumentieren. Soweit Entscheidungen 
der Vollversammlung vorbereitet werden, bei denen 
in der Vollversammlung Einstimmigkeit erforderlich 
ist, sind in der Niederschrift diejenigen Mitglieder 
namentlich aufzuführen, die der betreffenden Vorla-
ge nicht zugestimmt haben. Die Niederschrift wird 
vom Vorsitzenden des Verbandsrates und vom Ge-
schäftsführer des Verbandes unterzeichnet.

(9) 	Tagesordnung, Beschlussvorlagen und Protokoll 
werden allen Mitgliedern des Verbandsrates, allen 
Mitgliedern der Vollversammlung und allen General-
vikaren in Textform zugeleitet. Etwaige Einwendun-
gen gegen das Protokoll sind von den Mitgliedern 
des Verbandsrates innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nach Versand der Niederschrift in Textform 
geltend zu machen.

(10)Beschlussfassungen im Umlaufverfahren sind mög- 
lich. 

(11)Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

§ 11
Geschäftsführer

(1) 	Geschäftsführer des Verbandes ist der Sekretär der 
Deutschen Bischofskonferenz. Sein Stellvertreter ist 
der Leiter der Geschäftsstelle, der von der Vollver-
sammlung für die Dauer von fünf Jahren mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder gewählt 
wird.

(2) 	Der Geschäftsführer besorgt die laufenden Geschäf-
te des Verbandes (Geschäfte der laufenden Verwal-
tung) und die ihm übertragenen Aufgaben. Zu den  
laufenden Geschäften gehören alle Angelegenheiten, 
die für den Verband sachlich, politisch und finanziell 
nicht von grundsätzlicher Bedeutung sind und die im 
Regelfall nach feststehenden Regeln erledigt werden 
können, ohne dass die Organe des Verbandes geson-
dert darüber entscheiden müssen.
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(3) 	Der Geschäftsführer trägt die Verantwortung für die 
Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Verbands-
gremien. Er koordiniert die Arbeit der Verbandsor-
gane, Kommissionen und Unterkommissionen und 
erteilt im Einvernehmen mit dem jeweiligen Vorsit-
zenden der Kommissionen oder Unterkommissionen 
Aufträge. Der Geschäftsführer hat das Recht, dem 
Verbandsrat Themen zur Bearbeitung vorzuschla-
gen. 

(4) 	Soweit die Entscheidung keinem anderen Organ vor-
behalten ist, entscheidet der Geschäftsführer im Rah-
men des genehmigten Haushaltsplanes insbesondere 
über

a) 	 Auswahl und Anstellung von Mitarbeitern inner-
halb des Stellenplans, mit Ausnahme der Mitar-
beiter in leitender Stellung im Sinne des § 3 Abs. 
2 Nr. 1 bis 4 Rahmen-MAVO,

b) 	 den Abschluss von Rechtsgeschäften,

c) 	 die Vergabe von Mitteln.

(5) 	Der Geschäftsführer kann Verbindlichkeiten im 
Rahmen des genehmigten Haushaltsplanes einge-
hen, falls diese im Einzelfall den Wert von 60.000 € 
nicht übersteigen. Über diese Entscheidungen ist in 
der nächsten Sitzung des Verbandsrates zu berichten.

Der Geschäftsführer kann den Leiter der Geschäftsstelle, 
die Bereichsleiter im Sekretariat der Deutschen Bischofs-
konferenz sowie die Leiter der Dienststellen und Einrich-
tungen bevollmächtigen, für die laufenden Geschäfte ihres  
Geschäftsbereichs im Rahmen des genehmigten Haus-
haltsplanes Willenserklärungen für den Verband abzuge-
ben. 

§ 12
Vertretung des Verbandes

Der Verband wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch den Vorsitzenden der Vollversammlung, den Vor-
sitzenden des Verbandsrates oder den Geschäftsführer 
vertreten. Jeder für sich ist alleinvertretungsberechtigt. 

§ 13
Kommissionen und Unterkommissionen

(1) 	Die Vollversammlung kann Kommissionen und 
Unterkommissionen einrichten, denen bestimmte 
Aufgaben zur dauernden Bearbeitung übertragen 
werden. Die Mitglieder der Kommissionen werden 
vom Verbandsrat jeweils für die Dauer von fünf Jah-
ren berufen. Die Mitglieder der Unterkommissionen 
werden auf Vorschlag der Kommissionen, denen sie 
zugeordnet sind, vom Geschäftsführer des Verban-
des für die Dauer von fünf Jahren berufen. Die erste 
Wahl der Mitglieder der Kommissionen und Unter-
kommissionen erfolgt in Abweichung von Satz 2 und 
3 für die Dauer von drei Jahren (vgl. § 20). Die erste 
Wahl der Kommissionsmitglieder erfolgt durch die 
Vollversammlung.

(2) 	Jede Unterkommission ist einer bestimmten Kom-
mission zugeordnet und ihr gegenüber berichts-
pflichtig. 

(3) 	Die Vorsitzenden der Kommissionen und Unterkom-
missionen werden von den jeweiligen Mitgliedern 
mit Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte gewählt. 

(4) 	Maßgeblicher Gesichtspunkt bei der Besetzung von 
Kommissionen und Unterkommissionen ist die Eig-
nung und Befähigung in dem jeweiligen Bereich so-
wie die einschlägige Berufserfahrung. Die Mitglieder 
der Kommissionen, die im kirchlichen Dienst stehen, 
sind von ihren Anstellungsträgern zur ordnungsge-
mäßen Durchführung ihrer Aufgaben im notwendi-
gen Umfang freizustellen. Sie nehmen ihre Aufgaben 
in den Kommissionen und Unterkommissionen des 
Verbandes im Sinne des Gesamtwohls der Kirche in 
Deutschland wahr. 

(5) 	Die Geschäftsführung der Kommissionen und Unter-
kommissionen liegt bei der Geschäftsstelle des Ver-
bandes. 

(6) 	Die Kommissionen und Unterkommissionen erhal-
ten ihre Aufträge von den Organen des Verbandes in 
Abstimmung mit dem jeweiligen Vorsitzenden der 
Kommission. Die Kommissionen und Unterkom-
missionen haben das Recht, Themen zur Bearbeitung 
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vorzuschlagen. Die Kommissionen übermitteln ihre 
Anregungen, Beschlüsse und Stellungnahmen der 
Geschäftsstelle des Verbandes, die sie dem Verbands-
rat vorlegt. Die Unterkommissionen übermitteln ihre 
Anregungen, Beschlüsse und Stellungnahmen der 
jeweiligen Kommission, der sie zugeordnet sind. Die 
Kommission entscheidet, wie mit den Anregungen, 
Beschlüssen und Stellungnahmen zu verfahren ist. 

(7) 	Bei Bedarf sind einzelne Mitglieder der Kommissio-
nen und Unterkommissionen, deren Geschäftsführer 
oder sonstige geeignete Personen zu den Beratungen 
der Verbandsorgane hinzuzuziehen. Die Entschei-
dung hierüber trifft im Einzelfall der Vorsitzende des 
Verbandsorgans. 

(8) 	Näheres zur Arbeitsweise der Kommissionen und 
Unterkommissionen ist in der „Ordnung über die Ar-
beitsweise der Kommissionen und Unterkommissio-
nen des Verbandes“ geregelt.

§ 14
Dienststellen und sonstige Einrichtungen 

des Verbandes

(1) 	Der Verband ist Rechtsträger von Dienststellen und 
sonstigen Einrichtungen der Deutschen Bischofs-
konferenz. 

(2) 	Die in der Rechtsträgerschaft des Verbandes stehen-
den Dienststellen und sonstigen Einrichtungen sind 
im rechtlichen und wirtschaftlichen Bereich an Wei-
sungen der Organe des Verbandes gebunden.

§ 15
Aufsicht über die KZVK

(1) 	Der Verband hat zur Wahrnehmung der Aufsicht über 
die KZVK eine Verbandsaufsicht errichtet. 

(2) 	Die Verbandsaufsicht nimmt die Rechts-, Fach- und 
Finanzaufsicht über die KZVK gemäß deren Satzung 
und nach näherer Maßgabe einer von der Vollver-
sammlung verabschiedeten „Ordnung über die Ein-
richtung und Aufgaben einer Verbandsaufsicht“ wahr. 

§ 14 Abs. 2 findet insoweit keine Anwendung. Die  
Verbandsaufsicht erstattet dem Verbandsrat regelmä-
ßig Bericht. 

(3) 	In die Verbandsaufsicht können auch Personen be-
rufen werden, die den Organen des Verbandes nicht 
angehören.

(4) 	Der Verband hat einen KZVK-Ausschuss errichtet. 
Der KZVK-Ausschuss besteht auf Vorschlag des 
Verbandsrates aus mindestens einem Generalvi-
kar und drei weiteren Mitgliedern. Die Mitglieder 
des KZVK-Ausschusses werden von der Vollver-
sammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
für die Dauer von fünf Jahren berufen. Die Mit-
gliedschaft im KZVK-Ausschuss erlischt durch  
Ablauf der Amtszeit, die Niederlegung des Amtes, 
die Beendigung der dienstlichen Funktion, die das 
Mitglied zum Zeitpunkt der Berufung inne hatte 
oder die Abberufung durch die Vollversammlung. 

(5) 	Der KZVK-Ausschuss kann zu Einzelfragen weitere 
Berater, die nicht den Organen des Verbandes ange-
hören müssen, hinzuziehen. Den Vorsitz im KZVK-
Ausschuss führt der Vorsitzende, den die Mitglieder 
des KZVK-Ausschusses aus ihrer Mitte wählen. Der 
KZVK-Ausschuss erstattet dem Verbandsrat regel-
mäßig Bericht, der seinerseits etwaige Aussprachen 
in KZVK-Angelegenheiten in der Vollversammlung 
vorbereitet.

(6) 	Der KZVK-Ausschuss hat in Abstimmung mit dem 
Verbandsrat die nach näherer Maßgabe der Satzung 
der KZVK und der „Ordnung über die Einrichtung 
und Aufgaben einer Verbandsaufsicht“ festgelegten 
Maßnahmen und Entscheidungen für die Vollver-
sammlung vorzubereiten bzw. Maßnahmen oder 
Entscheidungen der Vollversammlung umzusetzen. 
Hierzu gehören insbesondere

a) 	 die Vorbereitung und Unterstützung der Beru-
fung bzw. Abberufung der Mitglieder der Ver-
bandsaufsicht sowie der Organe der Kirchlichen 
Zusatzversorgungskasse,
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b) 	 der Abschluss, die Änderung und Beendigung 
der Anstellungsverträge mit den Mitgliedern der 
Verbandsaufsicht,

c) 	 die Einwilligung zu Nebentätigkeiten und zu 
anderweitigen Tätigkeiten eines hauptamtlichen 
Mitglieds der Verbandsaufsicht,

d) 	 die Festlegung der Höhe der Sitzungsgelder und 
Aufwandsentschädigungen für die nicht haupt-
amtlichen Mitglieder der Verbandsaufsicht so-
wie für die Organe der Kirchlichen Zusatzver-
sorgungskasse.

Die Verbandsaufsicht wird mit den für eine effektive 
Aufgabenwahrnehmung erforderlichen finanziellen und 
sachlichen Mitteln ausgestattet.

§ 16
Haushaltsplan des Verbandes

(1) 	Alle Erträge und Aufwendungen des Verbandes müs-
sen für jedes Jahr veranschlagt und in den Haushalts-
plan eingestellt werden.

(2) 	Der Haushaltsplan wird vor Beginn des Haushalts-
jahres durch die Vollversammlung beschlossen.

(3) 	Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(4) 	Zur Vorbereitung der Beschlussfassung über den 
Haushalt ist von der Geschäftsstelle eine dreijährige 
Haushaltsprognose zu erstellen.

§ 17
Rechnungslegung

Über die Verwendung aller Verbandserträge legt 
der Geschäftsführer im folgenden Haushaltsjahr der 
Vollversammlung einen Jahresabschluss vor.

§ 18
Auflösung

Bei Auflösung des Verbandes entscheidet die Deut-
sche Bischofskonferenz darüber, wem und zu welchem 
Zweck das Vermögen des Verbandes nach Befriedigung  
sämtlicher Gläubiger und nach Ausgleich aller Verrech-
nungskosten zufließen soll. Es dürfen dabei nur kirchli-
che oder gemeinnützige Zwecke berücksichtigt werden.

§ 19
Öffentliche Bekanntmachungen

Die Satzung des Verbandes wird einschließlich ih-
rer Änderungen in den Amtsblättern der den Ver-
band bildenden (Erz-)Diözesen bekannt gemacht. 
Die Errichtung des Verbandes, seine Satzung, die 
Namen der Vertretungsberechtigten sowie Text und 
Form des Siegels sollen in den zuständigen staatli-
chen Verkündigungsorganen bekannt gegeben werden.

§ 20
Evaluationsklausel

Der Verband wird in drei Jahren nach Inkrafttreten dieser 
Satzung die Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit der vor-
stehenden Regelungen einer Überprüfung unterziehen. 
Der Verbandsrat erstattet der Vollversammlung Bericht 
und unterbreitet Vorschläge für mögliche Änderungen. 

§ 21
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.12.2020 in Kraft. Zum gleichen 
Zeitpunkt tritt die Satzung vom 29.04.2019 außer Kraft.
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Aufruf der deutschen Bischöfe 
zur Fastenaktion Misereor 2021

Liebe Schwestern und Brüder,

was wir während der Corona-Pandemie in unserem All-
tag erleben, gilt auch weltweit: Wir brauchen den sozi-
alen Zusammenhalt. Wo Menschen aufeinander achten 
und füreinander einstehen, da kann Zukunft gelingen. 
Wir sind dringend auf einen Lebensstil angewiesen, 
der vom Respekt vor jedem Menschen und vor Gottes 
Schöpfung geprägt ist.

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem 
Leitwort „Es geht! Anders.“ Sie stellt Menschen in 
den Mittelpunkt, die gemeinsam mit indigenen Ge-
meinschaften in Bolivien eine bessere Zukunft auf den 
Weg bringen. Sie passen die Landwirtschaft der Viel-
falt des Amazonas-Regenwaldes an. Das Zusammen-
leben gestalten sie im Einklang untereinander und mit 
der Schöpfung. Sie leben die Vision: „Es geht! Anders.“

Doch der Lebensraum der indigenen Völker wird bedroht 
– durch die wirtschaftlichen Interessen der Agrarindust-
rie, durch Bergbau und Gasförderung.

Deshalb: Stellen wir uns an die Seite der Menschen in 
Bolivien und andernorts! Gestalten wir gemeinsam die 
Fastenzeit als eine Zeit der Umkehr. Streben wir nach 
mehr globaler Gerechtigkeit – sozial und ökologisch. 
Teilen wir mit den Menschen im Globalen Süden unse-
re Hoffnungen, unsere Gebete und unser Engagement. 
Herzlich danken wir Ihnen auch für Ihre großherzige 
Spende für Misereor.

Fulda, den 24.09.2020

Für das Bistum Hildesheim

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Dieser Aufruf soll am 4. Fastensonntag, dem 14. März 2021, 
in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen bzw. in 
geeigneter Weise bekannt gemacht werden. Die Kollekte am 5. 
Fastensonntag, dem 21. März 2021, ist ausschließlich für das 
Bischöfliche Hilfswerk Misereor bestimmt.

Hinweise zur Durchführung der 
Misereor-Fastenaktion 2021

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem 
Leitwort „Es geht! Anders.“ Sie stellt Menschen in 
den Mittelpunkt, die gemeinsam mit indigenen Ge-
meinschaften in Bolivien eine bessere Zukunft auf den 
Weg bringen. Sie passen die Landwirtschaft der Viel-
falt des Amazonas-Regenwaldes an. Das Zusammen-
leben gestalten sie im Einklang untereinander und mit 
der Schöpfung. Sie leben die Vision: „Es geht! Anders.“

Die Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fastensonn-
tag, dem 21. Februar 2021, im Bistum Hildesheim er-
öffnet. Gemeinsam mit Bischöfen, Partnerinnen und 
Partnern aus Bolivien sowie Gläubigen aus der Diöze-
se feiert Misereor um 10 Uhr im Hildesheimer Dom ei-
nen Gottesdienst, der live in der ARD übertragen wird.

Auf dem Aktionsplakat zur Fastenaktion zeigt Misereor 
eine indigene Bolivianerin, die auf die ruhige Schönheit 
ihrer Heimat schaut. Wie eine Fata Morgana tritt eine von 
Börsenwerten umgebene Aktienkurve in ihr Blickfeld. 
Diese ist das Sinnbild für ein kapitalistisches und allein 
auf Wachstum ausgerichtetes Wirtschaftsmodell, das Na-
tur und Menschen in den Ländern des Südens rücksichts-
los ausbeutet. 
Bitte hängen Sie das Plakat gut sichtbar in Ihrer Gemein-
de, z. B. im Schaukasten und am Schriftenstand, aus und 
versehen Sie den Opferstock in Ihrer Kirche mit dem 
Misereor-Opferstockschild.

Das neue Misereor-Hungertuch „Du stellst meine Füße 
auf weiten Raum – Die Kraft des Wandels“ wurde von 
der chilenischen Künstlerin Lilian Moreno Sánchez ge-
staltet. „Die Kraft des Wandels meint die Kraft, die wir 
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brauchen, um in Krisen durchzuhalten und nicht nur das, 
sondern auch grundsätzlich in uns und in der Welt etwas 
zu ändern. Eine andere Welt ist möglich. Diese Hoffnung 
möchte ich teilen.“ (L. M. Sánchez)
Basis des Hungertuches ist ein Röntgenbild, das den ge-
brochenen Fuß eines Menschen zeigt, der in Santiago de 
Chile bei Demonstrationen gegen soziale Ungleichheit 
durch die Staatsgewalt im Herbst 2019 verletzt worden 
ist. Es lädt mit zahlreichen Begleitmaterialien zu Refle-
xion und Auseinandersetzung ein. Das Hungertuch ist in 
zwei Größen zum Aushang im Kirchenraum, Pfarrheim 
oder in der Schule bestellbar.

Die „Liturgischen Bausteine“ geben Anregungen zur 
Gestaltung von Gottesdiensten während der Fastenzeit. 
Kreuzweg-Hefte sind separat bestellbar.

Der Misereor-Fastenkalender 2021 und das Fastenbre-
vier (fastenbrevier.de) laden ab Aschermittwoch ein, die 
Fastenzeit für sich oder mit der Familie aktiv zu gestal-
ten. Viele Gemeinden bieten am Misereor-Sonntag, dem 
21. März 2021, ein Fastenessen zugunsten von Misereor-
Projekten an.

Die Kinderfastenaktion hält mit Rucky Reiselustig zahl-
reiche Anregungen und Angebote zur Gestaltung der 
Fastenzeit in Kindergarten, Grundschule und Gemeinde 
bereit: kinderfastenaktion.de.

Am Freitag, den 19. März 2021, ist bundesweiter Coffee 
Stop-Aktionstag. Bereiten Sie Ihren Mitmenschen eine 
schöne Pause – schenken Sie fair gehandelten Kaffee aus 
und sammeln Sie für Misereor-Projekte. 

Am 4. Fastensonntag, dem 14. März 2021, soll in allen 
katholischen Gottesdiensten der Aufruf der deutschen 
Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion verlesen werden. 
Legen Sie bitte die Opfertütchen zu den Gottesdiensten 
aus.

Am 5. Fastensonntag, dem 21. März 2021, wird mit der 
Misereor-Kollekte um Unterstützung der Projektarbeit 
der Partner in Afrika, Asien, Ozeanien und Lateiname-
rika gebeten. Für spätere Fastenopfer sollte das Misere-
or-Schild am Opferstock bis zum Sonntag nach Ostern 

stehen bleiben. Das „Fastenopfer der Kinder“ soll ge-
meinsam mit der Gemeindekollekte überwiesen werden. 
Es ist ausdrücklicher Wunsch der Bischöfe, dass die Kol-
lekte zeitnah und ohne Abzug von den Gemeinden über 
die Bistumskassen an Misereor weitergeleitet wird. Eine 
pfarreiinterne Verwendung der Kollektengelder, z. B. für 
eigene Partnerschaftsprojekte, ist nicht zulässig. Mise-
reor ist den Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. 
Sobald das Ergebnis Ihrer Kollekte vorliegt, geben Sie es 
bitte der Gemeinde mit einem herzlichen Wort des Dan-
kes bekannt.

Fragen zur Fastenaktion beantwortet gerne das „Team 
Fastenaktion“ bei Misereor, Tel.: 0241 / 442-445, E-Mail: 
fastenaktion@misereor.de. Informationen finden Sie auf 
der Misereor-Homepage fastenaktion.misereor.de. Dort 
stehen viele Materialien zum kostenlosen Download be-
reit.

Materialien zur Fastenaktion können bestellt werden bei: 
MVG, Tel.: 0241 / 47986100, E-Mail: bestellung@eine-
welt-shop.de und misereor-medien.de.

Verlautbarung der deutschen Bischofskonferenz

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz beab-
sichtigt, in Kürze folgende Broschüre herauszugeben:

Die deutschen Bischöfe

Nr. 108 
Im Dialog mit den Menschen in der Schule
Eckpunkte zur Weiterentwicklung der Schulpastoral

In der Erklärung „Im Dialog mit den Menschen in der 
Schule“ legen die deutschen Bischöfe Eckpunkte für eine 
Weiterentwicklung der Schulpastoral vor. Auf der Grund-
lage der Erfahrungen mit schulpastoralen Angeboten und 
angesichts der neuen Herausforderungen im Handlungs-
feld Schule werden schulpädagogische und pastoraltheo-
logische Grundsatzüberlegungen zur Schulpastoral vor-
gestellt. Daran schließen sich zehn Eckpunkte für eine 
Weiterentwicklung schulpastoraler Angebote an. Die 
Erklärung richtet sich an die für Schulpastoral Verant-
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wortlichen in den Diözesen, an Schulverwaltungen und 
Schulleitungen sowie an die interessierte Öffentlichkeit.

Die Broschüre ist nach Erscheinen erhältlich bei:
Bischöfliches Generalvikariat, 
Hauptabteilung Pastoral, 
Domhof 18-21, 31134 Hildesheim, 
Tel.: 05121/307-301, Fax 05121/307-618

Der Bischof von Hildesheim

Ordnung für das Verfahren 
zur Anerkennung des Leids

Präambel 
 1. 	 Begriffsbestimmungen
 2. 	 Persönlicher Anwendungsbereich
 3. 	 Sachlicher Anwendungsbereich
 4. 	 Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
	 leistungen

a) Mitgliedschaft
b) Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission
    für Anerkennungsleistungen
c) Arbeitsweise der Unabhängigen Kommission für 

     Anerkennungsleistungen
 5. 	 Antragstellung
 6. 	 Prüfung der Plausibilität
 7. 	 Kriterien für die Leistungsbemessung im konkreten
	 Einzelfall
 8. 	 Festsetzung der Leistungshöhe bei Leistungen in An-
	 erkennung des Leids
 9. 	 Übernahme von Kosten für Therapie und Paarbe-

ratung
10.	  Antragstellung bei abgeschlossenen Verfahren zur 

Anerkennung des Leids
11. 	Leistungsinformation und Auszahlung
12. 	Erneute Befassung und Vorbringen neuer Informa-

tionen
13. 	Berichtswesen
14. 	Datenschutz und Aufbewahrung

Präambel

Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen.1 Sexueller 
Missbrauch an Minderjährigen sowie an schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen – gerade wenn Kleriker, 
Ordensleute oder Beschäftigte im kirchlichen Dienst sol-
che Taten begehen –, erschüttert nicht selten bei den 
Betroffenen und ihren Angehörigen sowie Naheste-
henden und Hinterbliebenen das Grundvertrauen in die 
Menschen und in Gott.2 In jedem Fall besteht die Gefahr 
schwerer physischer und psychischer Schädigungen. 
Erlittenes Leid kann nicht ungeschehen gemacht werden.

Im Bewusstsein dessen, in Umsetzung der Erkenntnis-
se der MHG-Studie und in Weiterentwicklung des Ver-
fahrens zur Anerkennung des Leids ergeht deshalb die-
se Ordnung für das Verfahren Anerkennung des Leids, 
die die bisher geltenden Regelungen zum Verfahren zu 
Leistungen in Anerkennung zugefügten Leids ablösen.

Durch die materiellen Leistungen soll gegenüber den 
Betroffenen zum Ausdruck gebracht werden, dass die 
deutschen Bistümer Verantwortung für erlittenes Unrecht 
und Leid übernehmen. Die primäre Verantwortung zur 
Erbringung von Leistungen liegt beim Täter. Überdies 
gibt es auch eine Verantwortung der kirchlichen Institu-
tionen über den einzelnen Täter hinaus. Die Leistungen 
in Anerkennung des Leids werden durch die Diözesen 
in Deutschland als freiwillige Leistungen und unab-
hängig von Rechtsansprüchen erbracht. Dies geschieht 
als Zeichen der institutionellen Mitverantwortung und 
zur Sicherstellung von Leistungen an Betroffene ohne 
eine gerichtliche Geltendmachung und insbesonde-
re, wenn nach staatlichem Recht vorgesehene Ansprü-
che gegenüber dem Beschuldigten wegen Verjährung 
oder Tod nicht mehr geltend gemacht werden können.

1	 „Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen“, Kardinal Rein-
hard Marx, Vorsitzender der Deutschen Bischofskonfe-
renz, Statement zur Vorstellung der Studie „Sexueller Miss-
brauch an Minderjährigen durch katholische Priester, Dia-
kone und männliche Ordensangehörige im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz“ am 25. September 2018 in Fulda.

2	 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrück-
lich in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen dif-
ferenziert. Die gewählte Form schließt alle Geschlechter ein.
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Die Regelungen der „Ordnung für den Umgang mit se-
xuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sons-
tige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ in ihrer jeweils 
geltenden Fassung bleiben durch diese Ordnung unbe-
rührt.

1. Begriffsbestimmungen

(1) 	Materielle Leistungen in Anerkennung des Leids 
sind Geldzahlungen nach Maßgabe des Abschnitts 8 
dieser Ordnung. 

(2) 	Kosten für Therapie und Paarberatung sind Leistun-
gen nach Abschnitt 9 dieser Ordnung. 

(3) 	Betroffene im Sinne dieser Ordnung sind Minderjäh-
rige und Personen nach Abschnitt 1 Abs. 5, zu deren 
Lasten eine Tat im Sinne von Abschnitt 3 begangen 
wurde.

(4) 	Ein kirchlicher Kontext im Sinne dieser Ordnung ist 
gegeben, wenn eine Tat im Sinne von Abschnitt 3 
begangen wurde von Klerikern der Diözese Hildes-
heim oder von 

- 	 Ordensangehörigen in einem Gestellungsver-
hältnis im Jurisdiktionsbereich des Diözesanbi-
schofs

- 	 Kandidaten für das Weiheamt im Bereich der 
Diözese Hildesheim

- 	 Kirchenbeamten der Diözese Hildesheim

- 	 Mitarbeitern eines der verfassten Kirche im 
Bereich der Diözese Hildesheim zugehörenden 
Rechtsträgers 

- 	 zu ihrer Berufsausbildung tätigen Personen ei-
nes der verfassten Kirche im Bereich der Diöze-
se Hildesheim zugehörenden Rechtsträgers 

- 	 nach dem Bundesfreiwilligengesetz (BFDG) 
oder dem Jugendfreiwilligendienstgesetz (JF-
DG) oder in vergleichbaren Diensten tätigen 
Personen sowie Praktikanten eines der verfass-
ten Kirche im Bereich der Diözese Hildesheim 
zugehörenden Rechtsträgers 

- 	 Ehrenamtlichen im Rahmen ihrer Tätigkeit eines 
der verfassten Kirche im Bereich der Diözese 
Hildesheim zugehörenden Rechtsträgers 

	 im Rahmen der Erfüllung ihres dienstlichen Auf-
trags.

(5) 	Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne 
dieser Ordnung sind Schutzbefohlene im Sinne des 
§ 225 Abs. 1 2. Alt. StGB3. Diesen Personen gegen-
über tragen Beschäftigte im kirchlichen Dienst eine 
besondere Verantwortung, entweder weil sie ihrer 
Fürsorge und Obhut anvertraut sind oder weil bei ih-
nen allein aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebedürf-
tigkeit eine besondere Gefährdung im Sinne dieser 
Ordnung besteht. Weiterhin sind darunter Personen 
zu verstehen, die einem besonderen Macht- und/oder 
Abhängigkeitsverhältnis unterworfen sind. Ein sol-
ches besonderes Macht- und/oder Abhängigkeitsver-
hältnis kann auch im seelsorglichen Kontext gegeben 
sein oder entstehen.

(6) 	Ansprechpersonen sind die nach Abschnitt 4 der 
„Ordnung für den Umgang mit sexuellem Miss-
brauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebe-
dürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ in der Diözese 
Hildesheim beauftragten Personen. 

3	 Wer eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Per-
son, die 1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 2. seinem 
Hausstand angehört, 3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Ge-
walt überlassen worden oder 4. ihm im Rahmen eines Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, (…). (StGB § 225 
Abs. 1)
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2. Persönlicher Anwendungsbereich 

Diese Ordnung findet Anwendung auf Anträge auf 
materielle Leistungen in Anerkennung des erlittenen 
Leids von Betroffenen, die in der Diözese Hildesheim 
als Minderjährige oder schutz- oder hilfebedürfti-
ge Erwachsene sexuellen Missbrauch im Sinne die-
ser Ordnung im kirchlichen Kontext erlitten haben.

3. Sachlicher Anwendungsbereich

Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen so-
wohl des kirchlichen als auch des staatlichen Rechts. 
Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne dieser Ord-
nung umfasst sowohl strafbare als auch nicht strafbare 
sexualbezogene Handlungen und Grenzverletzungen.

Die Ordnung bezieht sich  

a) 	 auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Beson-
deren Teils des Strafgesetzbuches (StGB) sowie wei-
tere sexualbezogene Straftaten,

b) 	 auf Handlungen nach can. 1395 § 2 CIC in Verbin-
dung mit Art. 6 § 1 SST4, nach can. 1387 CIC in 
Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach 
Art 4 § 1 n. 1 SST in Verbindung mit can. 1378 § 1 
CIC, soweit sie an Minderjährigen oder an Personen, 
deren Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist, 
begangen werden,

c) 	 auf Handlungen nach Art. 1 § 1a) des Motu proprio 
„Vos estis lux mundi“,

d) 	 unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Ein-
zelfalls auf Handlungen unterhalb der Schwelle der 
Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieherischen 
sowie im betreuenden, beratenden oder pflegen

4	 Papst Johannes Paul II., Motu proprio Sacramentorum sancti-
tatis tutela (SST) vom 30. April 2001. Der in diesem Schreiben 
angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als 
Normae de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. (Diese 
Normen werden zitiert unter Nennung des entsprechenden Arti-
kels und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: 
SST.)

	 den Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen eine sexualbezoge-
ne Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen 
Übergriff darstellen.

4. Unabhängige Kommission für Anerkennungs-     
    leistungen

Über die Höhe materieller Leistungen in Anerkennung 
des Leids entscheidet eine zentrale und unabhängige 
Kommission für Anerkennungsleistungen. 

a) 	 Mitgliedschaft

(1) 	Der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen (UKA) gehören mindestens sieben Perso-
nen an. 

(2) 	Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission sol-
len über psychiatrische/trauma-psychologische, (so-
zial-)pädagogische, juristische, medizinische oder 
theologische Ausbildungsabschlüsse und Berufser-
fahrung verfügen. Mindestens ein Mitglied muss die 
Befähigung zum staatlichen Richteramt besitzen. Sie 
sollen in keinem Arbeits- oder Beamtenverhältnis zu 
einem kirchlichen Rechtsträger stehen oder in der 
Vergangenheit gestanden haben.

(3) 	Die Mitglieder werden durch den Vorsitzenden der 
Deutschen Bischofskonferenz im Benehmen mit der 
Deutschen Ordensobernkonferenz nach Bestätigung 
durch den Ständigen Rat der Deutschen Bischofs-
konferenz für die Amtszeit von vier Jahren ernannt. 
Eine Wiederernennung ist möglich. Die Namen der 
Mitglieder werden auf der Webseite der Deutschen 
Bischofskonferenz veröffentlicht.

(4) 	Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen üben ihre Tätigkeit ehren-
amtlich aus. Sie erhalten eine angemessene Auf-
wandsentschädigung, Erstattung der Reisekosten 
sowie Angebote zur Supervision. 
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(5) 	Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen sind von Weisungen un-
abhängig und nur an diese Ordnung und ihr Gewis-
sen gebunden. Die Mitglieder der Unabhängigen 
Kommission haben über die Angelegenheiten und 
Tatsachen, die ihnen aufgrund ihrer Zugehörigkeit 
zu diesem Gremium bekannt geworden sind, Still-
schweigen zu bewahren. Dies gilt auch nach ihrem 
Ausscheiden aus der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen.

(6) 	Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen wählen mit der Mehrheit 
von Zweidritteln der Mitglieder für die jeweilige 
Amtszeit ein Mitglied zum Vorsitzenden und ein 
weiteres Mitglied als Stellvertreter.

(7) 	Ein Mitglied der Unabhängigen Kommission für An-
erkennungsleistungen kann jederzeit ohne Angabe 
von Gründen seine Mitgliedschaft beenden. Dies ist 
dem Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz 
schriftlich mitzuteilen. 

(8) 	Die Mitgliedschaft in der Unabhängigen Kommis-
sion für Anerkennungsleistungen kann bei unüber-
brückbaren Differenzen, die eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit innerhalb der Unabhängigen Kom-
mission für Anerkennungsleistungen unmöglich er-
scheinen lassen, durch Beschluss der Unabhängigen 
Kommission beendet werden. Die Entscheidung 
hierzu muss durch eine 5/7 Mehrheit der Mitglieder 
erfolgen. 

(9)	  Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit vorzei-
tig aus, erfolgt eine Nachbenennung für die restliche 
Amtszeit nach Maßgabe der Bestimmungen in den 
Absätzen 2 und 3. 

b) 	 Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen 

(1) 	Bei der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen wird eine Geschäftsstelle einge-
richtet. Der Verband der Diözesen Deutschlands 

(Körperschaft des öffentlichen Rechts) ist Träger der 
Geschäftsstelle. Diese wird in dem für die Aufgaben-
erfüllung erforderlichen Umfang personell, finanzi-
ell und sächlich ausgestattet.

(2) 	Die Kommunikation mit den kirchlichen Institutio-
nen und den Ansprechpersonen erfolgt ausschließ-
lich über die Geschäftsstelle.

(3) 	Die Geschäftsstelle unterstützt die Unabhängige 
Kommission für Anerkennungsleistungen in enger 
Abstimmung mit dem Vorsitzenden bei der Erledi-
gung seiner Aufgaben. Zu den Aufgaben der Ge-
schäftsstelle gehören insbesondere: 

- 	 die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der 
Unabhängigen Kommission, 

- 	 die Entgegennahme von durch kirchliche Ins-
titutionen oder Ansprechpersonen übersandten 
Anträgen auf Anerkennung des Leids, 

- 	 die das einzelne Verfahren betreffende Kommu-
nikation mit den betroffenen kirchlichen Institu-
tionen, 

- 	 die Aufbereitung der Anträge zur Entscheidung 
und die notwendigen Maßnahmen zum Schutz 
der personenbezogenen Daten, 

- 	 die Dokumentation der Entscheidungen der Un-
abhängigen Kommission für Anerkennungsleis-
tungen, 

- 	 die Anweisung der Auszahlung von festgelegten 
materiellen Leistungen,

- 	 die Aufbewahrung der Anträge unter Wahrung 
des staatlichen und kirchlichen Datenschutz- 
und Archivrechts.

(4) 	Die Geschäftsstelle untersteht den fachlichen Wei-
sungen des Vorsitzenden der Unabhängigen Kom-
mission.
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(5) 	Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle haben über die 
Angelegenheiten und Tatsachen, die ihnen aufgrund 
ihrer Mitarbeit bekannt geworden sind, Stillschwei-
gen zu bewahren. Dies gilt auch nach ihrem Aus-
scheiden aus der Geschäftsstelle.

c) 	 Arbeitsweise der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen

(1) 	Die Sitzungen der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen sollen mindestens viertel-
jährlich stattfinden, bei Bedarf auch häufiger. Die 
Geschäftsstelle terminiert die Sitzungen in Abstim-
mung mit dem Vorsitzenden und lädt hierzu recht-
zeitig ein. Ein Mitarbeiter der Geschäftsstelle nimmt 
an den Sitzungen der Unabhängigen Kommission als 
Protokollführer ohne Stimmrecht teil, soweit die Un-
abhängige Kommission nichts anderes beschließt.

(2) 	Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen tagt nicht-öffentlich. 

(3) 	Durch die Unabhängige Kommission für Anerken-
nungsleistungen erfolgen keine Anhörungen der 
Antragstellenden. Eigene Recherchen führt die Un-
abhängige Kommission nicht durch. Sofern der Be-
richterstatter jedoch grundlegende Fragen zu dem 
vorgelegten Fall hat, deren Beantwortung er als 
notwendig und maßgeblich im Hinblick auf die Ge-
samtbewertung befindet, so leitet die Geschäftsstelle 
diese Fragen an die zuständige Ansprechperson oder 
kirchliche Institution weiter.

(4) 	Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen trifft ihre Entscheidungen grundsätzlich in 
Sitzungen. Sie ist beschlussfähig, wenn mindestens 
fünf ihrer Mitglieder anwesend sind. Sie trifft ihre 
Entscheidungen durch Beschluss, wobei Einstim-
migkeit angestrebt wird. Ist Einstimmigkeit nicht 
erreichbar, werden die Entscheidungen mit einfacher 
Mehrheit getroffen. Bei Stimmgleichheit entscheidet 
der Vorsitzende. Enthaltungen werden als nicht ab-
gegebene Stimme gewertet.

(5) 	Wenn alle Mitglieder der Unabhängigen Kommissi-
on für Anerkennungsleistungen einverstanden sind, 
können Sitzungen auch als Telefon- oder Videokon-
ferenzen stattfinden; Beschlüsse sind unverzüglich 
zu dokumentieren. 

(6) 	Der Vorsitzende der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen bestimmt für jeden   zu be-
arbeitenden Antrag ein Mitglied als Berichterstatter.

(7) 	Die Mitglieder erhalten Einsicht in die Unterlagen. 

(8) 	Zur Organisation der Arbeit und zur Bestimmung der 
Zusammenarbeit mit der Geschäftsstelle kann sich 
die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen eine Geschäftsordnung geben. 

5. Antragstellung

(1) 	Personen, die angeben, als Minderjährige oder 
schutz- und hilfebedürftige Erwachsene sexuellen 
Missbrauch im Sinne dieser Ordnung im kirchlichen 
Kontext erlitten zu haben, können einen Antrag auf 
materielle Leistungen in Anerkennung des Leids 
und/oder Übernahme von Kosten für Therapie oder 
Paarberatung stellen. 

(2) 	Für die Entgegennahme von Anträgen auf materi-
elle Leistungen gemäß dieser Ordnung sind in aller 
Regel die Ansprechpersonen der betroffenen kirchli-
chen Institutionen, in dessen Dienst der Beschuldigte 
zum Tatzeitpunkt beschäftigt war, zuständig, die den 
Antragstellern, sofern von diesen gewünscht, auch 
Hilfestellung bei der Antragstellung leisten. Es sind 
die von der Deutschen Bischofskonferenz und der 
Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleis-
tungen vorgesehenen Formulare zu verwenden. Die 
Richtigkeit aller Angaben ist an Eides statt zu versi-
chern.

(3) 	Der Antrag kann ausnahmsweise auch unmittelbar 
an die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen übermittelt werden, wenn die verantwort-
liche kirchliche Trägerinstitution nicht mehr existiert 
und es keinen Rechtsnachfolger gibt. Die Geschäfts-
stelle der Unabhängigen Kommission koordiniert in 
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diesem Fall die weitere Bearbeitung und Prüfung der 
Plausibilität. Sofern Anträge direkt an die Unabhän-
gige Kommission gestellt werden und die verant-
wortliche kirchliche Institution noch existiert oder 
es einen Rechtsnachfolger gibt, leitet die Geschäfts-
stelle diese an die zuständige kirchliche Institution 
weiter.

(4) 	Im Falle eines laufenden staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungsverfahrens soll die Bearbeitung des Antrags 
solange ruhen, bis in Abstimmung mit den Ermitt-
lungsbehörden eine Anhörung des Beschuldigten im 
Rahmen der Plausibilitätsprüfung ohne Beeinträch-
tigung der staatsanwaltlichen Ermittlungen möglich 
ist. 

6. Prüfung der Plausibilität

(1) 	Die Ansprechpersonen prüfen mit der vom Antrag 
betroffenen kirchlichen Institution die Plausibilität 
der von der antragstellenden Person erhobenen Be-
schuldigungen. Die Plausibilität einer Tatschilde-
rung, beispielsweise zu Beschuldigtem, Tatort, Tat-
zeit und Tathergang, als Voraussetzung für den Erhalt 
von materiellen Leistungen ist dann gegeben, wenn 
sie objektiven Tatsachen nicht widerspricht und im 
Übrigen bei Würdigung aller Umstände eine über-
wiegende Wahrscheinlichkeit für ihre Richtigkeit 
spricht.

(2) 	Einer Plausibitätsprüfung bedarf es nicht, wenn die 
geschilderte Tat bereits durch ein kirchliches oder 
staatliches Strafverfahren rechtskräftig festgestellt 
wurde oder im Rahmen einer kirchlichen Vorunter-
suchung oder eines staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungsverfahrens in objektiver Hinsicht tatbestandlich 
festgestellt wurde, aber aufgrund von Verfolgungs-
verjährung eingestellt wurde. 

(3) 	Nach Abschluss der Plausbilitätsprüfung wird der 
originale und vollständige Antrag von den Ansprech-
personen oder der kirchlichen Institution an die Ge-
schäftsstelle der Unabhängigen Kommission weiter-
geleitet. Dem Antrag ist ein Votum zur Plausibilität 
beizufügen, dass durch die Ansprechperson und die 
kirchliche Institution erstellt wurde.

(4) 	Die Geschäftsstelle prüft die Angaben zur Plausibi-
litätsprüfung. Sie prüft auch, ob die antragsstellende 
Person bereits einen Antrag auf Anerkennung des 
Leids gestellt hat. Liegen der Geschäftsstelle rele-
vante Informationen vor, die der Ansprechperson 
oder kirchlichen Institution offensichtlich nicht be-
kannt waren, übermittelt sie diese, soweit rechtlich 
zulässig, an die kirchliche Institution. Die Ansprech-
person und die kirchliche Institution können auf die-
ser Grundlage ihr Votum überarbeiten. 

(5) 	Bei unklaren oder unvollständigen Angaben zur 
Plausibilitätsprüfung stellt die Geschäftsstelle Rück-
fragen an die den Antrag betreffende Ansprechper-
son oder kirchliche Institution. In diesem Fall sollen 
diese innerhalb von vier Wochen ihre Angaben präzi-
sieren, vervollständigen oder dokumentieren, warum 
keine weiteren Angaben möglich sind. Der Vorgang 
wird durch die Geschäftsstelle dokumentiert.

(6) 	Kommt die Geschäftsstelle gemeinsam mit dem Vor-
sitzenden der Unabhängigen Kommission für Aner-
kennungsleistungen zu dem Ergebnis, dass das Vo-
tum zur Plausibilität nicht nachvollziehbar ist, nimmt 
die Geschäftsstelle Kontakt zur Ansprechperson oder

	 kirchlichen Institution auf und übermittelt die Be-
gründung. Die Ansprechperson oder kirchliche In-
stitution können hierzu innerhalb von vier Wochen 
Stellung nehmen. Anschließend ist zwischen der 
kirchlichen Institution und dem Vorsitzenden der 
Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleis-
tungen eine gemeinsame Entscheidung über das Er-
gebnis der Plausibilitätsprüfung herbeizuführen. 

(7) 	Sofern die Plausibilität abschließend verneint wurde, 
erfolgt eine Information über diese Entscheidung an 
die Ansprechperson und die kirchliche Institution. 
Diese wiederum informieren den Antragssteller. In 
diesem Fall endet die Befassung durch die Unabhän-
gige Kommission für Anerkennungsleistungen und 
der Antrag wird bei der Geschäftsstelle gemäß Ab-
schnitt 14 verwahrt. 

(8) 	Sofern die Plausibilität bejaht wurde, ist gemäß Ab-
schnitt 8 zu verfahren.
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7. Kriterien für die Leistungsbemessung im 
    konkreten Einzelfall

Orientierungspunkte für die Höhe der materiellen Leis-
tung können insbesondere sein: 

- 	 die Häufigkeit des Missbrauchs,
- 	 das Alter des Betroffenen zum Zeitpunkt des Miss-

brauchs,
- 	 die Zeitspanne in Fällen fortgesetzten Missbrauchs, 
- 	 die Anzahl der Täter,
- 	 die Art der Tat,
- 	 die Anwendung oder die Androhung von körper-
	 licher Gewalt beim sexuellen Missbrauch, 
- 	 der Einsatz von Alkohol, Drogen oder Waffen, 
- 	 ein bestehendes Abhängigkeitsverhältnis und Kon-

trolle (zum Beispiel: Heim, Internat) zum Zeitpunkt 
der Tat, 

- 	 die Ausnutzung der besonderen Hilfsbedürftigkeit 
des Betroffenen,

- 	 der Ort des Missbrauchs (zum Beispiel: sakraler 
Kontext),

- 	 die Art der körperlichen und seelischen Beeinträchti-
gungen sowie weitere Folgen für den Betroffenen, 

-	 die Ausnutzung eines besonderen Vertrauensverhält-
nisses im kirchlichen Bereich, 

- 	 das Verhalten des Beschuldigten nach der Tat,
- 	 ein institutionelles Versagen durch kirchliche Verant-

wortungsträger, sofern es ursächlich oder mitursäch-
lich für den Missbrauch war oder diesen begünstigt 
oder nicht verhindert hat.

8. Festsetzung der Leistungshöhe bei Leistungen in 
    Anerkennung des Leids

(1) 	Die Leistungshöhe im Einzelfall wird durch die Un-
abhängige Kommission für Anerkennungsleistungen 
auf der Grundlage des von der Deutschen Bischofs-
konferenz beschlossenen finanziellen Zahlungsrah-
mens, der sich am oberen Bereich der durch staat-
liche Gerichte in vergleichbaren Fällen zuerkannten 
Schmerzensgelder orientiert, festgelegt. Dieser Zah-
lungsrahmen sieht Leistungen bis 50.000 Euro vor.

(2) 	Die Leistungen werden grundsätzlich als Einmal-
zahlungen ausgezahlt. Dabei kann in begründeten 
Einzelfällen auch eine Leistungsauszahlung in mo-
natlichen oder jährlichen Raten erfolgen, wenn dies 
aus bestätigter therapeutischer Sicht im Interesse des 
Betroffenen angezeigt ist oder der Betroffene dies 
wünscht. Eine zusätzlich beantragte Erstattung von 
Kosten für Therapie und/oder Paarberatung bleibt 
davon unberührt. 

(3) 	In Ausnahmen können in besonders schweren Här-
tefällen höhere Leistungen oder anderweitige Unter-
stützungen durch die Unabhängige Kommission für 
Anerkennungsleistungen mit Zustimmung der kirch-
lichen Institution festgelegt werden.

9. Übernahme von Kosten für Therapie und Paar-
    beratung

(1) 	Die Prüfung der Voraussetzungen einer Kostener-
stattung, die Leistungsfestsetzung und Auszahlung 
der Kosten für Therapie und Paarberatung erfolgt 
unmittelbar und selbstständig durch die betroffene 
kirchliche Institution.

(2) 	Auf der Grundlage eines von einem approbierten 
Psychotherapeuten vorgelegten Behandlungsplans 
werden Behandlungskosten (max. 50 Sitzungen) 
bis zur Höhe des Stundensatzes erstattet, der bei ei-
ner verhaltenstherapeutischen Behandlung entspre-
chend der Gebührenordnung für Psychotherapeuten 
(GOP) gezahlt wird, sofern die Krankenkasse oder 
ein anderer Kostenträger diese nicht übernimmt. Die 

	 Psychotherapeuten können eine Kostenübernahme-
zusage erhalten. Gegen Vorlage der von Psychothe-
rapeut und Patient abgezeichneten Rechnung werden 
die Kosten erstattet. 

(3) 	Auf der Grundlage des von einem Paarberater, der 
Psychologe oder Psychotherapeut sein muss, vor-
gelegten Behandlungsplans werden 25 Sitzungen 
für einen Stundensatz in Höhe von max. 125 Euro 
übernommen. Der Paarberater kann eine Kosten-
übernahmezusage erhalten. Gegen Vorlage der von 
dem Paarberater und den Klienten abgezeichneten 
Rechnung werden die Kosten erstattet. 
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(4) 	Darüber hinaus beteiligt sich die Deutsche Bischofs-
konferenz – vorerst bis zum 31. Dezember 2023 – 
am Ergänzenden Hilfesystem (EHS) für Betroffene 
sexuellen Missbrauchs, durch das Betroffene Unter-
stützung und Linderung von Folgewirkungen erhal-
ten können, wenn Leistungen nicht von bestehenden 
Hilfesystemen übernommen werden. Die Anträge 
sind über die Geschäftsstelle des Fonds Sexueller 
Missbrauch zu stellen. 

10. Antragstellung bei abgeschlossenen Verfahren 
      zur Anerkennung des Leids

(1) 	Auch Personen, die bereits vor dem 1. Januar 2021 
Leistungen in Anerkennung des Leids erhalten ha-
ben, sind antragsberechtigt. Die Anträge sind mit 
dem dafür vorgesehenen Formular in der Regel bei 
den Ansprechpersonen der zuständigen kirchlichen 
Institution zu stellen.

(2) 	In aller Regel verzichtet die kirchliche Institution zu-
gunsten des Betroffenen auf eine erneute Prüfung der 
Plausibilität. Sofern nach Einschätzung der kirchli-
chen Institution eine erneute Prüfung der Plausibili-
tät notwendig ist, sollen die zu erhebenden Informa-
tionen möglichst durch Auswertung der bestehenden 
Akten eingeholt werden. Auf erneute Gespräche mit 
dem Betroffenen sowie alle Handlungen, die eine 
Retraumatisierung herbeiführen können, ist nach 
Möglichkeit zu verzichten. 

(3) 	Die kirchliche Institution bestätigt anschließend das 
bereits durchgeführte Verfahren zur Anerkennung 
des Leids, vermerkt die Höhe der bereits ausgezahl-
ten Leistungen an den Betroffenen und leitet den 
Antrag nebst dem Votum über die ggf. durchgeführte 
Plausibilitätsprüfung an die Geschäftsstelle der Un-
abhängigen Kommission für Anerkennungsleistun-
gen weiter. 

(4) 	Die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen bestimmt die neue Leistungshöhe un-
ter Berücksichtigung der ergangenen Empfehlung 
der Zentralen Koordinierungsstelle im bis zum 

	 31. Dezember 2020 gültigen Verfahren zur Anerken-
nung des Leids.

(5) 	Bereits ausgezahlte finanzielle Leistungen durch eine 
kirchliche Institution oder den Beschuldigten werden 
auf die festgelegte materielle Leistung angerechnet. 
Dies gilt nicht für Zahlungen im Zusammenhang 
mit einer Therapie wegen des durch einen sexuellen 
Missbrauch verursachten Leids.

11. Leistungsinformation und Auszahlung

(1) 	Alle Leistungen sind freiwillige Leistungen der 
kirchlichen Institutionen in Anerkennung des erlitte-
nen Leids ohne Anerkennung einer Rechtspflicht. 

(2) 	Die Geschäftsstelle unterrichtet die zuständige kirch-
liche Institution sowie die zuständige Ansprechper-
son schriftlich über die festgelegte Leistungshöhe. 

(3) 	Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstellende 
Person anschließend schriftlich über die festgelegte 
Leistungshöhe und weist auf die Freiwilligkeit der 
Leistung nach Absatz 1 hin. 

(4) 	Die Auszahlung erfolgt anschließend durch die Ge-
schäftsstelle der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen. Die kirchliche Institution 
stellt die notwendigen finanziellen Mittel zur Verfü-
gung. 

12. Erneute Befassung und Vorbringen neuer 
      Informationen

Es steht den Betroffenen frei, über die Ansprechperso-
nen oder zuständige kirchliche Institution den Antrag 
nach Abschluss des Verfahrens mit neuen Informatio-
nen der Unabhängigen Kommission für Anerkennungs-
leistungen zur erneuten Prüfung vorzulegen. In diesem 
Fall ist, sofern notwendig, gemäß den Bestimmungen 
in den Abschnitten 6 bis 9 zu verfahren. Über das Er-
gebnis der Prüfung wird der Betroffene unterrichtet.
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13. Berichtswesen

Die Geschäftsstelle erstellt in Abstimmung mit dem Vor-
sitzenden der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen jährlich einen schriftlichen Tätigkeits-
bericht. Der Bericht wird veröffentlicht. 

14. Datenschutz und Aufbewahrung

(1) 	Soweit diese Ordnung auf personenbezogene Da-
ten einschließlich deren Verarbeitung anzuwenden 
ist, geht sie den Vorschriften des Gesetzes über den 
Kirchlichen Datenschutz (KDG) sowie der Anord-
nung über die Sicherung und Nutzung der Archive 
der katholischen Kirche (Kirchliche Archivordnung 
– KAO) vor, sofern sie deren Datenschutzniveau 
nicht unterschreitet. Im Übrigen gelten das KDG, die 
zu seiner Durchführung erlassene Ordnung (KDG-
DVO) sowie die Kirchliche Archivordnung (KAO). 

(2) 	Die personenbezogenen Daten der Betroffenen aus 
Anträgen auf Anerkennung des Leids dürfen nur 
verarbeitet werden, sofern die Betroffenen jeweils 
ihre schriftliche Einwilligung in die Verarbeitung 
personenbezogener und besonderer Kategorien per-
sonenbezogener Daten zum Zwecke der Antragsbe-
arbeitung und der Erfüllung der Aufgaben der Unab-
hängigen Kommission für Anerkennungsleistungen 
ausdrücklich erteilt haben. 

Hiermit setze ich die vorstehende Ordnung für das 
Bistum Hildesheim zum 01. Januar 2021 in Kraft.

Hildesheim, den 22.12.2020

L.S.

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim
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Deutschlands vom 23. November 2020 
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Präambel

Unter Berücksichtigung der kirchenrechtlichen Vorga-
ben, insbesondere des Codex Iuris Canonici (CIC), wird 
hiermit das nachfolgende Gesetz erlassen, auf dessen 
Grundlage die kirchliche Datenschutzaufsicht im Rah-
men ihrer Zuständigkeiten nach Art. 91 Abs. 2 der  Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürli-
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung - 
DSGVO) und §§ 42 ff. des Gesetzes über den Kirchli-
chen Datenschutz (KDG) handelt. 

Abschnitt 1 
Anwendungsbereich und Verfahrensgrundsätze 

§ 1
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für die nach außen gerichtete Tätig-
keit der gemäß Art. 91 Abs. 2 DSGVO, §§ 42 ff. KDG 
errichteten kirchlichen Datenschutzaufsicht (daten-
schutzbezogenes Verwaltungsverfahren) zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben aus Kapitel 6 und Kapitel 7 des KDG. 

§ 2 
Beteiligte 

 
(1) 	Beteiligte sind 

1. 	 die betroffene Person im Sinne des § 4 Nr. 1. 
KDG, 

2. 	 der Verantwortliche1 im Sinne des § 4 Nr. 9. 
KDG, 

3. 	 der Auftragsverarbeiter im Sinne des § 4 Nr. 10. 
KDG, 

4. 	 diejenigen, die nach Absatz 2 von der kirchli-
chen Datenschutzaufsicht zu dem Verfahren hin-
zugezogen worden sind. 

(2) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann von Amts 
wegen oder auf Antrag diejenigen, deren rechtli-
che Interessen durch den Ausgang des Verfahrens 
berührt werden können, als Beteiligte hinzuziehen. 

(3) 	Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch nicht Betei-
ligter. 

1	 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich 
in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen differenziert. 
Die gewählte männliche Form schließt adäquate andere Formen 
gleichberechtigt ein. 
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§ 3 
Bevollmächtigte und Beistände 

(1) 	Im Verwaltungsverfahren kann sich jeder Beteiligte 
in jeder Lage des Verfahrens durch einen Bevoll-
mächtigten vertreten lassen. Der Bevollmächtigte hat 
auf Verlangen seine Vollmacht schriftlich nachzu-
weisen. Ein Widerruf der Vollmacht wird der kirch-
lichen Datenschutzaufsicht gegenüber erst wirksam, 
wenn er ihr zugeht. 

(2) 	Ein Beteiligter kann sich bei Verhandlungen und 
Besprechungen eines Beistandes bedienen. Das von 
dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem Betei-
ligten vorgebracht, soweit der Beteiligte dem nicht 
unverzüglich widerspricht. 

§ 4 
Verfahrensgrundsätze

(1) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Ver-
waltungsverfahren durchführt. Dies gilt nicht, wenn 
die kirchliche Datenschutzaufsicht auf Grund von 
Rechtsvorschriften

1. 	 von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden 
muss; 

2. 	 nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag 
nicht vorliegt. 

 
(2) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht ermittelt den 

Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt   Art und 
Umfang der Ermittlungen; an das Vorbringen und an 
die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebun-
den. Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat alle für 
den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Betei-
ligten günstigen Umstände zu berücksichtigen. 

 
(3) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht darf die Entge-

gennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ih-
ren Zuständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb ver-
weigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag in 
der Sache für unzulässig oder unbegründet hält. 

(4) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht bedient sich der 
Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermes-
sen zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich 
hält. Sie kann insbesondere  

 
1. 	 Auskünfte jeder Art einholen, 

2. 	 Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige 
vernehmen oder die schriftliche oder elektroni-
sche Äußerung von Beteiligten, Sachverständi-
gen und Zeugen einholen, 

3. 	 Urkunden und Akten beiziehen, 

4. 	 den Augenschein einnehmen. 
 
(5) 	Ein Vorverfahren findet nicht statt. 

§ 5 
Anhörung

 
(1) 	Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rech-

te eines Beteiligten eingreift, ist ihm in Übereinstim-
mung mit can. 50 CIC und § 47 Abs. 8 KDG Gele-
genheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung 
erheblichen Tatsachen zu äußern. 

 
(2) 	Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie 

nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten 
ist, insbesondere wenn  

 
1. 	 eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im 

Verzug oder im kirchlichen Interesse notwendig 
erscheint, 

2. 	 durch die Anhörung die Einhaltung einer für die 
Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage ge-
stellt würde, 

3. 	 von den tatsächlichen Angaben eines Beteilig-
ten, die dieser in einem Antrag oder einer Er-
klärung gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten 
abgewichen werden soll, 

4. 	 die kirchliche Datenschutzaufsicht gleichartige 
Verwaltungsakte in größerer Zahl erlassen will. 
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(3) 	Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes 
kirchliches Interesse entgegensteht. 

§ 6
Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat den Beteilig-
ten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten 
zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendma-
chung oder Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen 
erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Abschluss des 
Verwaltungsverfahrens nicht für Entwürfe zu Ent-
scheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelba-
ren Vorbereitung.  

(2) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist zur Gestattung 
der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit durch sie 
die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der 
kirchlichen Datenschutzaufsicht beeinträchtigt, das 
Bekanntwerden des Inhalts der Akten kirchlichen 
Interessen Nachteile bereiten würde oder soweit 
die Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem Wesen 
nach, namentlich wegen der berechtigten Interessen 
der Beteiligten oder dritter Personen, geheim gehal-
ten werden müssen. 

 
(3) 	Die Akteneinsicht erfolgt bei der kirchlichen Daten-

schutzaufsicht, die die Akten führt. 

§ 7
Fristen und Termine

 
(1) 	Für die Berechnung von Fristen und für die Bestim-

mung von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit 
nicht durch die nachfolgenden Absätze etwas ande-
res bestimmt ist. 

(2) 	Der Lauf einer Frist, die von der kirchlichen Daten-
schutzaufsicht gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, 
der auf die Bekanntgabe der Frist folgt, außer wenn 
dem Adressaten etwas anderes mitgeteilt wird. 

(3) 	Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen 
gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so en-
det die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden 
Werktags. Dies gilt nicht, wenn dem Adressaten un-
ter Hinweis auf diese Vorschrift ein bestimmter Tag 
als Ende der Frist mitgeteilt worden ist. 

(4) 	Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden 
Sonntage, gesetzliche Feiertage oder Sonnabende 
mitgerechnet. 

 
(5) 	Fristen, die von der kirchlichen Datenschutzaufsicht 

gesetzt sind, können verlängert werden. Sind solche 
Fristen bereits abgelaufen, so können sie rückwir-
kend verlängert werden, insbesondere wenn es un-
billig wäre, die durch den Fristablauf eingetretenen 
Rechtsfolgen bestehen zu lassen. Die kirchliche Da-
tenschutzaufsicht kann die Verlängerung der Frist 
nach § 10 mit einer Nebenbestimmung verbinden. 

§ 8
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

(1) 	War jemand ohne Verschulden verhindert, eine ge-
setzliche Frist einzuhalten, so ist ihm auf Antrag 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewäh-
ren. Das Verschulden eines Vertreters ist dem Vertre-
tenen zuzurechnen. 

(2) 	Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen 
zur Begründung des Antrags sind bei der Antragstel-
lung oder im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu 
machen. Innerhalb der Antragsfrist ist die versäumte 
Handlung nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann 
Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewährt wer-
den. 

(3) 	Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Frist 
kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt 
oder die versäumte Handlung nicht mehr nachgeholt 
werden, außer wenn dies vor Ablauf der Jahresfrist 
infolge höherer Gewalt unmöglich war. 
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(4) 	Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet 
die kirchliche Datenschutzaufsicht, die über die ver-
säumte Handlung zu befinden hat. 

(5) 	Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich aus 
einer Rechtsvorschrift ergibt, dass sie ausgeschlos-
sen ist. 

Abschnitt 2 
Zustandekommen des Verwaltungsaktes 

 
§ 9

Begriff des Verwaltungsaktes 
und Ermessensausübung

(1) 	Verwaltungsakt im Sinne dieses Gesetzes ist jede 
Verfügung, Entscheidung oder andere kirchenhoheit-
liche Maßnahme, die die kirchliche Datenschutzauf-
sicht zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet 
des kirchlichen Datenschutzrechts trifft und die auf 
unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet 
ist. 

(2) 	Ist die kirchliche Datenschutzaufsicht ermächtigt, 
nach ihrem Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermes-
sen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung aus-
zuüben und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens 
einzuhalten. 

§ 10
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt

(1) 	Ein Verwaltungsakt darf nach pflichtgemäßem Er-
messen mit Nebenbestimmungen versehen werden: 
Er kann versehen werden mit  

1. 	 einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung 
oder Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt 
beginnt, endet oder für einen bestimmten Zeit-
raum gilt (Befristung), 

2. 	 einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der 
Wegfall einer Vergünstigung oder einer Belas-
tung von dem ungewissen Eintritt eines zukünf-
tigen Ereignisses abhängt (Bedingung),

3. 	 einem Vorbehalt des Widerrufs 

	 oder verbunden werden mit 

4. 	 einer Bestimmung, durch die dem Begünstigten 
ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrie-
ben wird (Auflage), 

5. 	 einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, 
Änderung oder Ergänzung einer Auflage. 

(2) 	Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Ver-
waltungsaktes nicht zuwiderlaufen. 

§ 11
Bestimmtheit, Form und Begründung 

des Verwaltungsaktes

(1) 	Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend be-
stimmt sein. 

(2) 	Der Verwaltungsakt muss schriftlich erlassen und 
begründet werden. In Ausnahmefällen, insbesonde-
re bei Dringlichkeit, kann er auch in Textform oder 
mündlich erlassen werden. Ein mündlich erlassener 
Verwaltungsakt ist schriftlich zu bestätigen und mit 
einer Begründung zu versehen; ein in Textform er-
lassener Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu 
versehen. 

(3) 	In der Begründung sind die wesentlichen tatsäch-
lichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die 
kirchliche Datenschutzaufsicht zu ihrer Entschei-
dung bewogen haben.  Die Begründung von Ermes-
sensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte 
erkennen lassen, von denen die kirchliche Daten-
schutzaufsicht bei der Ausübung ihres Ermessens 
ausgegangen ist. 

(4) 	Einer wenigstens summarischen Begründung bedarf 
es,
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1. 	 soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt 
bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die 
Auffassung der kirchlichen Datenschutzaufsicht 
über die Sach- und Rechtslage bereits bekannt 
oder auch ohne Begründung für ihn ohne weite-
res erkennbar ist, 

2. 	 wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht gleich-
artige Verwaltungsakte in größerer Zahl erlässt 
und die Begründung nach den Umständen des 
Einzelfalls nicht geboten ist, 

3. 	 wenn sich dies aus einer kirchlichen oder staatli-
chen Rechtsvorschrift ergibt. 

(5) 	Einer Begründung bedarf es nicht, soweit die kirch-
liche Datenschutzaufsicht einem Antrag entspricht 
oder einer Erklärung folgt und der Verwaltungsakt 
nicht in Rechte eines anderen eingreift. 

§ 12
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes

(1) 	Ein Verwaltungsakt der kirchlichen Datenschutzauf-
sicht ist demjenigen Beteiligten bekannt zu geben, 
für den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen 
wird. Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so kann die 
Bekanntgabe ihm gegenüber vorgenommen werden.  

(2) 	Ein in Schriftform erlassener Verwaltungsakt gilt bei 
der Übermittlung durch die Post im Inland am dritten 
Tage nach der Aufgabe zur Post als bekannt gege-
ben. Dies gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht 
oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist; im 
Zweifel hat die Datenschutzaufsicht den Zugang des 
Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs 
nachzuweisen.

(3) 	Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt gegeben 
werden, wenn dies durch kirchliche oder staatliche 
Rechtsvorschrift zugelassen ist. 

(4) 	Die öffentliche Bekanntgabe eines in Schrift- oder 
Textform erlassenen Verwaltungsaktes wird dadurch 
bewirkt, dass sein verfügender Teil ortsüblich be-
kannt gemacht wird. Der Verwaltungsakt gilt zwei 
Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben.  

§ 13
Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt

Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann Schreibfehler 
und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in einem Ver-
waltungsakt jederzeit berichtigen. Bei berechtigtem 
Interesse des Beteiligten ist zu berichtigen. Die kirchli-
che Datenschutzaufsicht ist berechtigt, die Vorlage des 
Dokuments zu verlangen, das berichtigt werden soll. 

§ 14
Rechtsbehelfsbelehrung

(1) 	Einem in Schrift- oder in Textform erlassenen Ver-
waltungsakt, der der Anfechtung unterliegt, ist eine 
Erklärung beizufügen, durch die der Beteiligte über 
den Rechtsbehelf, der gegen den Verwaltungsakt ge-
geben ist, über die kirchliche Datenschutzaufsicht 
oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf einzu-
legen ist, den Sitz und über die einzuhaltende Frist 
belehrt wird (Rechtsbehelfsbelehrung). 

(2) 	Sofern nicht anderweitig, insbesondere in einer 
Kirchlichen Verwaltungsgerichtsordnung, etwas 
anderes bestimmt ist, beginnt die Frist für einen 
Rechtsbehelf nur zu laufen, wenn der Beteiligte 
über den Rechtsbehelf, die kirchliche Datenschutz-
aufsicht oder das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf 
anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist 
schriftlich oder in Textform belehrt worden ist. Im 
Falle des § 11 Abs. 2 Satz 3 1. Halbsatz beginnt der 
Fristlauf mit der schriftlichen Bestätigung des Ver-
waltungsaktes. 

(3) 	Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, 
so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs unbeschadet 
der Bestimmungen des CIC nur innerhalb eines Jah-
res seit Bekanntgabe oder Zustellung zulässig, außer 
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wenn die Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist infol-
ge höherer Gewalt unmöglich war oder eine schrift-
liche oder elektronische Belehrung dahin erfolgt ist, 
dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei.  

Abschnitt 3 Bestandskraft des Verwaltungsaktes 

§ 15
Wirksamkeit des Verwaltungsaktes

(1) 	Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für 
den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, 
in dem Zeitpunkt wirksam, indem er ihm bekannt ge-
geben wird. Der Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt 
wirksam, mit dem er bekannt gegeben wird. 

 
(2) 	Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und so-

weit er nicht zurückgenommen, widerrufen, ander-
weitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf 
andere Weise erledigt ist. 

 
(3) 	Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam. 

§ 16
Nichtigkeit des Verwaltungsaktes

(1) 	Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem 
besonders schwerwiegenden Fehler leidet und dies 
bei verständiger Würdigung aller in Betracht kom-
menden Umstände offensichtlich ist. 

 
(2) 	Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzun-

gen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig, 
 

1. 	 der schriftlich oder in Textform erlassen worden 
ist, die erlassende kirchliche Datenschutzauf-
sicht aber nicht erkennen lässt, 

2. 	 der von einer unzuständigen kirchlichen Daten-
schutzaufsicht erlassen worden ist. 

(3) 	Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, 
weil

1. 	 eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung be-
rufene Datenschutzaufsicht den für den Erlass 
des Verwaltungsaktes vorgeschriebenen Be-
schluss nicht gefasst hat, 

2. 	 die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche 
Mitwirkung einer anderen Datenschutzaufsicht 
unterblieben ist. 

(4) 	Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwal-
tungsaktes, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der 
nichtige Teil so wesentlich ist, dass die kirchliche 
Datenschutzaufsicht den Verwaltungsakt ohne den 
nichtigen Teil nicht erlassen hätte. 

 
(5) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann die Nich-

tigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf 
Antrag ist sie festzustellen, wenn der Antragsteller 
hieran ein berechtigtes Interesse hat.  

§ 17
Heilung von Verfahrens- und Formfehlern

 
(1) 	Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die nicht den Verwaltungsakt nach § 16 
nichtig macht, ist unbeachtlich, wenn 

1. 	 der für den Erlass des Verwaltungsaktes erfor-
derliche Antrag nachträglich gestellt wird, die 
erforderliche Begründung nachträglich gegeben 
wird, 3. die erforderliche Anhörung eines Betei-
ligten nachgeholt wird. 

(2) 	Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Ab-
schluss der letzten Tatsacheninstanz eines daten-
schutzgerichtlichen Verfahrens nachgeholt werden. 

 
(3) 	Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Be-

gründung oder ist die erforderliche Anhörung eines 
Beteiligten vor Erlass des Verwaltungsaktes unter-
blieben und ist dadurch die rechtzeitige Anfechtung 
des Verwaltungsaktes versäumt worden, so gilt die 
Versäumung der Rechtsbehelfsfrist als nicht ver-
schuldet.  
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§ 18
Folgen von Verfahrens- und Formfehlern

Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach 
§ 16 nichtig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht 
werden, weil er unter Verletzung von Vorschriften 
über das Verfahren oder die Form zustande gekom-
men ist, wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung 
die Entscheidung in der Sache nicht beeinflusst hat. 

§ 19
Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes

(1) 	Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen an-
deren Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er 
auf das gleiche Ziel gerichtet ist, von der erlassenden 
kirchlichen Datenschutzaufsicht in der geschehenen 
Verfahrensweise und Form rechtmäßig hätte erlassen 
werden können und wenn die Voraussetzungen für 
dessen Erlass erfüllt sind. 

(2) 	Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in den 
der fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten wäre, 
der erkennbaren Absicht der erlassenden kirchlichen 
Datenschutzaufsicht widerspräche oder seine Rechts-
folgen für den Betroffenen ungünstiger wären als die 
des fehlerhaften Verwaltungsaktes. Eine Umdeutung 
ist ferner unzulässig, wenn der fehlerhafte Verwal-
tungsakt nicht zurückgenommen werden dürfte. 

(3) 	Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebundene 
Entscheidung ergehen kann, kann nicht in eine Er-
messensentscheidung umgedeutet werden.  

(4) § 5 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 20
Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes

(1) 	Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nach-
dem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilwei-
se mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergan-
genheit zurück genommen werden. Ein Verwaltungs-
akt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen 
Vorteil begründet oder bestätigt hat (begünstigender 

Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschränkun-
gen der Absätze 2 bis 4 zurückgenommen werden.  

	 Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt zurückge-
nommen, so hat die kirchliche Datenschutzaufsicht 
dem Betroffenen auf Antrag den Vermögensnachteil 
auszugleichen, den er dadurch erleidet, dass er auf 
den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, so-
weit das Vertrauen unter Abwägung mit dem kirchli-
chen Interesse schutzwürdig ist. Auf Vertrauen kann 
sich der Betroffene nicht berufen, wenn er  

 
1. 	 den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, 

Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

2. 	 den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, 
die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder un-
vollständig waren, 

3. 	 die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes 
kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht 
kannte. 

	 Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Be-
trag des Interesses hinaus zu ersetzen, dass der Be-
troffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. 
Der auszugleichende Vermögensnachteil wird durch 
die Datenschutzaufsicht festgesetzt. Der Anspruch 
kann nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht 
werden; die Frist beginnt, sobald die kirchliche Da-
tenschutzaufsicht den Betroffenen auf sie hingewie-
sen hat.  

 
(2) 	Erhält die kirchliche Datenschutzaufsicht von Tatsa-

chen Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechts-
widrigen Verwaltungsaktes rechtfertigen, so ist die 
Rücknahme nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeit-
punkt der Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt nicht im 
Falle des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 1. 

(3) 	Über die Rücknahme entscheidet die kirchliche 
Datenschutzaufsicht. 
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§ 21
Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes

(1) 	Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungs-
akt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden 
ist, in Übereinstimmung mit cc. 47 und 58 CIC ganz 
oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen werden, außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen 
Inhalts erneut erlassen werden müsste oder aus ande-
ren Gründen ein Widerruf unzulässig ist. 

(2) 	Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt 
darf, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, 
ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft nur 
widerrufen werden, 

1. 	 wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zuge-
lassen oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist, 

2. 	 wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage ver-
bunden ist und der Begünstigte diese nicht oder 
nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt 
hat, 

3. 	 wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht auf 
Grund nachträglich eingetretener Tatsachen be-
rechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlas-
sen, und wenn ohne den Widerruf das kirchliche 
Interesse gefährdet würde,

4. 	 wenn die kirchliche Datenschutzaufsicht auf 
Grund einer geänderten Rechtsvorschrift be-
rechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu er-
lassen, soweit der Begünstigte von der Vergüns-
tigung noch keinen Gebrauch gemacht hat, und 
wenn ohne den Widerruf das kirchliche Interesse 
gefährdet würde, 

5. 	 um schwere Nachteile für das kirchliche Interes-
se zu verhüten oder zu beseitigen. 

 
	 § 20 Absatz 3 gilt entsprechend. 

(3) 	Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirk-
samwerden des Widerrufs unwirksam, wenn die 
kirchliche Datenschutzaufsicht keinen anderen Zeit-
punkt bestimmt. 

(4) 	Über den Widerruf entscheidet die kirchliche Daten-
schutzaufsicht. 

(5) 	Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fäl-
len des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat die 
kirchliche Datenschutzaufsicht den Betroffenen auf 
Antrag für den Vermögensnachteil zu entschädigen, 
den dieser dadurch erleidet, dass er auf den Bestand 
des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit das Ver-
trauen schutzwürdig ist.  

	 § 20 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.  

§ 22
Wiederaufgreifen des Verfahrens

 
(1) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht hat auf Antrag 

des Betroffenen über die Aufhebung oder Änderung 
eines unanfechtbaren Verwaltungsaktes zu entschei-
den, wenn  

1. 	 sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende 
Sach- oder Rechtslage nachträglich zugunsten 
des Betroffenen geändert hat, 

2. 	 neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Be-
troffenen günstigere Entscheidung herbeigeführt 
haben würden, 

3. 	 Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der 
Zivilprozessordnung gegeben sind. 

(2) 	Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Betroffene oh-
ne grobes Verschulden außerstande war, den Grund 
für das Wiederaufgreifen in dem früheren Verfahren, 
insbesondere durch Rechtsbehelf, geltend zu ma-
chen. 
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(3) 	Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt wer-
den. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der Be-
troffene von dem Grund für das Wiederaufgreifen 
Kenntnis erhalten hat. 

(4) 	Über den Antrag entscheidet die kirchliche Daten-
schutzaufsicht.  

 
(5) 	Die Vorschriften des § 20 Absatz 1 Satz 1 und des § 

21 Absatz 1 bleiben unberührt. 

Abschnitt 4 Verwaltungszustellung 
 

§ 23
Zustellung

Die Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungsan-
gelegenheiten der kirchlichen Datenschutzaufsicht, 
die nach dem Gesetz über den Kirchlichen Daten-
schutz oder diesem Gesetz zuzustellen sind, geschieht 

1. 	 bei der Zustellung durch die Post durch Einschreiben 
oder durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde, 

2. 	 bei der Zustellung durch die Datenschutzaufsicht 
durch Übergabe an den Empfänger; wird die Annah-
me des Schriftstückes oder die Unterschrift unter das 
Empfangsbekenntnis verweigert, so gilt das Schrift-
stück im Zeitpunkt der Weigerung als zugestellt, 
wenn eine Niederschrift über den Vorgang zu den 
Akten gebracht ist. 

§ 24
Anwendbare Regelungen zur Verwaltungszustellung

Die Regelungen des Verwaltungszustellungsgesetzes 
des Bundes zur Zustellung an gesetzliche Vertreter und 
Bevollmächtigte, die Heilung von Zustellungsmängeln, 
die Zustellung im Ausland und die Zustellung durch 
die Post mit Zustellungsurkunde, per Einschreiben 
oder gegen Empfangsbekenntnis gelten entsprechend.  

Abschnitt 5 Verfahren in Anordnungs- 
und Bußgeldsachen 

§ 25
Anwendung der Vorschriften 
über das Bußgeldverfahren

(1) 	Für Verstöße gegen datenschutzrechtliche Bestim-
mungen, die gemäß § 51 KDG mit einem Bußgeld 
geahndet werden sollen, gelten, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt, die Vorschriften des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) sinngemäß. 
Die §§ 17, 35 und 36 OWiG finden keine Anwen-
dung. 

 
(2) 	Für Verwaltungsverfahren zur Verhängung eines 

Bußgeldes wegen eines datenschutzrechtlichen Ver-
stoßes gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt, die Vorschriften des Gesetzes über Ord-
nungswidrigkeiten und der allgemeinen Gesetze 
über das Strafverfahren, namentlich der Strafpro-
zessordnung und des Gerichtsverfassungsgesetzes, 
entsprechend. Die §§ 56 bis 58, 87, 88, 99 und 100 
OWiG finden keine Anwendung. 

§ 26
Durchsetzung und Vollstreckung von 

Bußgeldbescheiden und anderen Anordnungen 
der kirchlichen Datenschutzaufsicht

 
(1) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht ist berechtigt, 

sich im Wege der Amtshilfe der kirchlichen Auf-
sichtsbehörde des Bußgeldschuldners zu bedienen, 
um diesen mit den ihr zur Verfügung stehenden Mit-
teln der Rechtsaufsicht zu veranlassen, die Bußgeld-
forderung zu begleichen. 

 
(2) 	Die kirchliche Datenschutzaufsicht kann auf der 

Grundlage eines von ihr erlassenen Bußgeldbeschei-
des andere kirchliche Dienststellen verpflichten, die 
einem Verantwortlichen oder einer kirchlichen Stelle 
im Sinne des § 3 Abs. 1 lit. b) oder lit. c) KDG zu-
stehenden finanziellen Forderungen oder Zuschuss-
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ansprüche ganz oder teilweise an die kirchliche Da-
tenschutzaufsicht zu leisten, um auf diese Weise die 
Geldbuße zu vollstrecken oder zu sichern. 

(3) 	Kommen die in den Absätzen 1 und 2 genannten 
kirchlichen Stellen einem Antrag der kirchlichen Da-
tenschutzaufsicht nicht nach, ist diese berechtigt, die 
Bischöfliche Aufsicht einzuschalten, um rechtmäßi-
ge Zustände herzustellen.  

 
(4) 	Besteht die Möglichkeit einer staatlichen Vollstre-

ckungshilfe, kann die kirchliche Datenschutzaufsicht 
stattdessen diese in Anspruch nehmen. 

 
(5) 	Unbeschadet ihrer jeweiligen Rechtsform ist die 

kirchliche Datenschutzaufsicht Inhaberin der Buß-
geldforderung und mithin Vollstreckungsgläubige-
rin. 

(6) 	Unbeschadet des § 47 Abs. 3 KDG gelten die Absät-
ze 1 und 3 entsprechend für sonstige Anordnungen 
der kirchlichen Datenschutzaufsicht im Sinne des 

	 § 47 Abs. 5 KDG. 

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

§ 27
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt zum 01.01.2021 in Kraft.

Hildesheim, den 22.12.2021

L.S. 

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Beschluss der Bistums-KODA Hildesheim
vom 18.11.2020

Die Bistums-KODA Hildesheim hat in ihrer Sitzung am 
18.11.2020 folgenden Beschluss gefasst: 

„Anlage 6 zur Arbeitsvertragsordnung wird wie folgt ge-
ändert:

In § 2 Abs. 1 wird der Teilsatz: ‚vom Zeitpunkt des Be-
schlusses in der KODA frühestens ab 01. Mai bis längs-
tens 31. Dezember 2020‘ gestrichen. Es wird ein Passus 
vorangestellt: ‚Bei Vorliegen der gesetzlichen Vorausset-
zungen‘.

Der vollständige Absatz lautet dann:

(1) 	Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen kann 
Kurzarbeit durch den Abschluss einer Dienstverein-
barung eingeführt werden. Dienstgeber und Mitar-
beitervertretung können einvernehmlich eine Verlän-
gerung oder Verkürzung der vereinbarten Dauer der 
Kurzarbeit sowie betriebsbedingte Anpassungen ver-
einbaren, soweit diese nicht hinter die Regelungen 
dieser Bestimmungen zurückgehen. Existiert keine 
Mitarbeitervertretung, richten sich einzelvertragli-
che Absprachen nach den Bestimmungen dieser An-
lage.

In § 8 Abs. 1 wird das Datum 31. Dezember 2020 ersetzt 
durch den 31. Dezember 2021.

Der Absatz lautet dann:

(1) Der Dienstgeber stockt das gesetzlich festgeleg-
te Kurzarbeitergeld für die Zeit der Kurzarbeit bis 
längstens 31. Dezember 2021 – in den Entgeltgrup-
pen 1 bis 10 auf mindestens 95 Prozent der Netto-
entgeltdifferenz zwischen dem pauschalierten Netto-
entgelt aus dem Sollentgelt und dem pauschalierten 
Nettoentgelt aus dem Ist-Entgelt nach § 106 SGB III 
auf.
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In § 10 Abs. 1 wird das Enddatum 31.12.2020 um ein 
Jahr verlängert.

Der Absatz lautet dann:

(1) 	Die aufgeführten Bestimmungen gelten ab Veröf-
fentlichung im Kirchlichen Anzeiger und enden am 
31.12.2021 ohne Nachwirkung.“

Hildesheim, 18. November 2020

Dr. Markus Güttler
Vorsitzender der Bistums-KODA Hildesheim

Gemäß § 20 der KODA-Ordnung vom 08.05.2015 setze 
ich den Beschluss der Bistums-KODA vom 18.11.2020 
in Kraft.

Hildesheim, den 12. Januar 2021

L.S.

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Wirtschaftsplan 2021 
für das Bistum Hildesheim

Der Diözesankirchensteuerrat hat in seiner 
Sitzung am 5. Dezember 2020 die Annahme 
des Wirtschaftsplanes des Bistums Hildesheim 
für das Haushaltsjahr 2021 beschlossen; der 
Diözesanvermögensverwaltungsrat hatte ihn in einem 
Umlaufverfahren im November 2020 aufgestellt.

Der Wirtschaftsplan 2021 ist in den Einnahmen und 
Ausgaben in Höhe von 212.595.530,00 € ausgeglichen.
Hiermit setze ich den Wirtschaftsplan 2021 in Kraft.

Hildesheim, den 7. Dezember 2020

L.S.

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim

Wirtschaftsplan 2021 
des Bischöflichen Stuhles zu Hildesheim

Der Diözesanvermögensverwaltungsrat hat in einem 
Umlaufverfahren im November 2020 die Annahme 
des Wirtschaftsplanes des Bischöflichen Stuhles zu 
Hildesheim für das Haushaltsjahr 2021 beschlossen.

Der Wirtschaftsplan 2021 des Bischöflichen Stuhles ist 
in den Einnahmen und Ausgaben in Höhe von 
6.352.900,00 € ausgeglichen.

Hiermit setze ich den Wirtschaftsplan 2021 des 
Bischöflichen Stuhles zu Hildesheim in Kraft.

Hildesheim, den 7. Dezember 2020

L.S.

+ Dr. Heiner Wilmer SCJ
Bischof von Hildesheim
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Bischöfliches Generalvikariat

Kirchensteuerbeschluss der Diözese Hildesheim 
im Bereich des Landes Niedersachsen

für das Jahr 2021

I.

Aufgrund des § 2 Abs. 5 der Kirchensteuerordnung für 
die Diözese Hildesheim im Bereich des Landes Nieder-
sachsen wird unter Mitwirkung des Kirchensteuerrates 
der Diözese Hildesheim hiermit beschlossen:

1. 	 a)	 Für das Haushaltsjahr 2021 wird von allen Kir-
chenangehörigen, die ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Land Niedersachsen 
haben, 9  % der Einkommensteuer (Lohnsteuer, 
Kapitalertragsteuer, veranlagte Einkommen-
steuer), höchstens 3,5 % des zu versteuernden 
Einkommens bzw. des auf das zu versteuernde 
Einkommen umzurechnenden Arbeitslohns als 
Kirchensteuer erhoben.

	 b)	Bei der Berechnung der Kirchensteuer sind die 
Vorschriften des § 51 a EStG in seiner jeweiligen 
Fassung anzuwenden. Daher ist in Fällen, in de-
nen Tatbestände nach § 51 a, Abs. 2 und 2 a des 
Einkommensteuergesetzes zu berücksichtigen 
sind, das zu versteuernde Einkommen maßgeb-
lich, das sich unter Berücksichtigung des § 51 a, 
Ab. 2 und 2 a des Einkommensteuergesetzes er-
geben würde.

	 c)	 Der Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag ist 
bei Anwendung der Höchstbegrenzung auf die 
übrige Kirchensteuer vom Einkommen nur an-
zurechnen, soweit die zugrunde liegenden Kapi-
talerträge in die Ermittlung des zu versteuernden 
Einkommens einbezogen wurden.

	 d)	 Im Falle der Pauschalierung der Lohnsteuer nach 
Maßgabe des § 40, des § 40 a   Abs. 1, 2 a und 
3 und des § 40 b EStG sowie im Fall der Pau-

schalierung der Einkommensteuer nach Maßga-
be des § 37 a und des § 37 b EStG beträgt die 
Kirchensteuer 6 % der pauschalierten Lohn- und 
Einkommensteuer.

		  Weist der Arbeitgeber die Nichtzugehörigkeit 
einzelner Arbeitnehmer zu einer kirchensteuer-
erhebenden Körperschaft nach, so ist insoweit 
keine Kirchensteuer zu erheben. Für die übrigen 
Arbeitnehmer beträgt die Kirchensteuer 9 % der 
pauschalierten Lohnsteuer.

		  Im Übrigen wird auf die Regelungen der gleich-
lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden 
der Länder betr. Kirchensteuer bei Pauscha-
lierung der Lohn- und Einkommensteuer vom 

		  8. August 2016 hingewiesen (BStBl. I 2016, Sei-
te 773).

2. 	 Bis zur Veranlagung der Diözesankirchensteuer sind 
zu den für die Einkommensteuervorauszahlung be-
stimmten Terminen (10. März, 10. Juni, 10. Septem-
ber, 10. Dezember) Vorauszahlungen auf die Diöze-
sankirchensteuer nach dem geltenden Kirchensteuer-
satz zu leisten.

3. 	 Bei den Steuerpflichtigen, die im niedersächsischen 
Teil der Diözese Hildesheim ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben und deren Lohnsteu-
erberechnung von einer innerhalb des Landes Nie-
dersachsen gelegenen Betriebsstätte vorgenommen 
wird, wird die Diözesankirchensteuer von den dem 
Abzug vom Arbeitslohn unterliegenden Bezügen im 
Lohnsteuerabzugsverfahren von den Arbeitgebern 
einbehalten. Bei Steuerpflichtigen, die zwar im nie-
dersächsischen Teil der Diözese Hildesheim ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, de-
ren Lohnsteuerberechnung aber von einer außerhalb 
des Landes Niedersachsen gelegenen Betriebsstätte 
vorgenommen wird, wird die Diözesankirchensteu-
er nach dem im betreffenden Bundesland geltenden 
Kirchensteuersatz einbehalten. Wenn dieser Satz 
niedriger ist, und dies festgestellt werden kann, wird 
der Unterschiedsbetrag nacherhoben.
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II.

Die Diözese Hildesheim erhebt von den Kirchenange-
hörigen, deren Ehegatte einer steuererhebenden Kirche 
nicht angehört, ein Besonderes Kirchgeld, sofern die 
Ehegatten nach dem Einkommensteuergesetz zusammen 
veranlagt werden. 

Das Besondere Kirchgeld bemisst sich nach dem ge-
meinsam zu versteuernden Einkommen; es gilt folgende 
Tabelle:

Stufe
Bemessungsgrundlage 

(Gemeinsam zu versteuerndes Einkommen 
nach § 2 Absatz 5 EStG) 

Euro

Besonderes 
Kirchgeld 
Jährlich
 Euro

 1  30.000 –  37.499    96
 2  37.500 –  49.999   156
 3  50.000 –  62.499   276
 4  62.500 –  74.999   396
 5  75.000 –  87.499   540
 6  87.500 –  99.999   696
 7 100.000 – 124.999   840
 8 125.000 – 149.999 1.200
 9 150.000 – 174.999 1.560
10 175.000 – 199.999 1.860
11 200.000 – 249.999 2.220
12 250.000 – 299.999 2.940
13 300.000 und mehr 3.600

Die Vorschriften des § 2 Abs. 3 Satz 1 des Kirchensteu-
errahmengesetzes sind auf das Besondere Kirchgeld an-
zuwenden.

Bei der Berechnung des Besonderen Kirchgeldes sind 
die Vorschriften des § 51 a EStG in der jeweils geltenden 
Fassung zu beachten.

Liegen die Voraussetzungen für die Erhebung des Beson-
deren Kirchgeldes nicht während des gesamten Veranla-
gungszeitraumes vor, so ist der Jahresbetrag des Beson-
deren Kirchgeldes mit je einem Zwölftel für jeden vollen 
Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen für die Er-
hebung des Besonderen Kirchgeldes bestanden haben, 
festzusetzen.

III.

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und 
Ehen sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartner-
schaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes an-
zuwenden.

Hildesheim, den 08. Dezember 2020

Martin Wilk
Generalvikar

Das Niedersächsische Kultusministerium hat mit 
Schreiben vom 23. Dezember 2020 im Einvernehmen 
mit dem Niedersächsischen Finanzministerium den Kir-
chensteuerbeschluss für das Jahr 2021 vom 08. Dezem-
ber 2020 gem. § 2 Abs. 9 des Kirchensteuerrahmenge-
setzes (KiStRG) i. d. F. vom 10. Juli 1986 (Nds. GVBl. 
S. 281), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 465), genehmigt.

Eine entsprechende Bekanntmachung wird gem. § 2 Abs. 
9 Satz 2 KiStRG im Nds. Ministerialblatt veröffentlicht.

Kirchensteuerbeschluss 2021 
für die auf bremischem Staatsgebiet liegenden

Kirchengemeinden des Bistums Hildesheim

I.

Im Steuerjahr 2021 beträgt die im Bereich der Diözese 
Hildesheim zu entrichtende Kirchensteuer 9 % der Ein-
kommensteuer (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer), jedoch 
höchstens 3,5 % des zu versteuernden Einkommens bzw. 
des auf das zu versteuernde Einkommen umzurechnen-
den Arbeitslohnes.
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Bei Berechnung der Kirchensteuer sind die Vorschriften 
des § 51 a Einkommensteuergesetz (EStG) in seiner je-
weiligen Fassung zu beachten.

Der Kirchensteuerabzug vom Kapitalertrag ist auf die 
übrige Kirchensteuer vom Einkommen nur anzurechnen, 
soweit die zugrunde liegenden Kapitalerträge in die Er-
mittlung des zu versteuernden Einkommens einbezogen 
wurden. In Fällen, in denen Tatbestände nach § 51 a Abs. 
2 und 2 a des Einkommensteuergesetzes zu berücksich-
tigen sind, ist das zu versteuernde Einkommen maßgeb-
lich, das sich unter Berücksichtigung des § 51 a Abs. 2 
und 2 a des Einkommensteuergesetzes ergeben würde.

Im Falle der Pauschalierung der Lohnsteuer nach Maß-
gabe des § 40, des § 40 a   Abs. 1, 2 a und 3 und des § 40 
b EStG sowie im Fall der Pauschalierung der Einkom-
mensteuer nach Maßgabe des § 37 a und des § 37 b EStG 
beträgt die Kirchensteuer 7 % der pauschalierten Lohn- 
und Einkommensteuer.

Weist der Arbeitgeber die Nichtzugehörigkeit einzelner 
Arbeitnehmer zu einer kirchensteuererhebenden Körper-
schaft nach, so ist insoweit keine Kirchensteuer zu erhe-
ben. Für die übrigen Arbeitnehmer beträgt die Kirchen-
steuer 9 % der pauschalierten Lohnsteuer.

Im Übrigen wird auf die Regelungen des ländereinheit-
lichen Erlasses vom 8. August 2016 (Freie Hansestadt 
Bremen - Die Senatorin für Finanzen, AZ 900-S 2447-
1/2015-4/2015-11-2) hingewiesen (BStBl. I 2016, S. 
773).

§ 40 a Abs. 2 und 6 des Einkommensteuergesetzes bleibt 
unberührt.

II.

Von Kirchenangehörigen, deren Ehemann oder Ehefrau 
keiner kirchensteuererhebenden Religionsgemeinschaft, 
für die die Verwaltung der Kirchensteuer den Landesfi-
nanzbehörden übertragen ist, angehört und die nicht nach 
dem Einkommensteuergesetz getrennt oder besonders 
veranlagt werden, wird Kirchgeld in glaubensverschie-
dener Ehe erhoben.

Das Besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe 
beträgt jährlich:

Stufe
Bemessungsgrundlage 

(Gemeinsam zu versteuerndes Einkommen 
nach § 2 Absatz 5 EStG) 

Euro

Besonderes 
Kirchgeld 
Jährlich
 Euro

 1  30.000 –  37.499    96
 2  37.500 –  49.999   156
 3  50.000 –  62.499   276
 4  62.500 –  74.999   396
 5  75.000 –  87.499   540
 6  87.500 –  99.999   696
 7 100.000 – 124.999   840
 8 125.000 – 149.999 1.200
 9 150.000 – 174.999 1.560
10 175.000 – 199.999 1.860
11 200.000 – 249.999 2.220
12 250.000 – 299.999 2.940
13 300.000 und mehr 3.600

Es ist eine Vergleichsberechnung zwischen der Kirchen-
steuer vom Einkommen und dem Besonderen Kirchgeld 
in glaubensverschiedener Ehe durchzuführen, wobei der 
höhere Betrag festgesetzt wird.

Bei der Berechnung des Besonderen Kirchgeldes in glau-
bensverschiedener Ehe sind die Vorschriften des § 51 a 
EStG in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.

III.

Die Regelungen dieses Beschlusses zu Ehegatten und 
Ehen sind auch auf Lebenspartner und Lebenspartner-
schaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetztes an-
zuwenden.

IV.

Dieser Kirchensteuerbeschluss gilt für das Jahr 2021, es 
sei denn, der Diözesankirchensteuerrat sieht sich zwi-
schenzeitlich veranlasst, einen anderweitigen Beschluss 
zu fassen.
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Hildesheim, den 08. Dezember 2020

Martin Wilk
Generalvikar

Der Senator für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen 
hat mit Schreiben vom 15. Dezember 2020 den Kirchen-
steuerbeschluss für das Jahr 2021 vom 08. Dezember 
2020 für die auf bremischem Staatsgebiet liegenden Kir-
chengemeinden des Bistums Hildesheim gemäß § 3 Abs. 
2 des Gesetzes über die Erhebung von Steuern durch 
Kirchen, andere Religionsgemeinschaften und Weltan-
schau-ungsgemeinschaften in der Freien Hansestadt Bre-
men (Kirchensteuergesetz – KiStG) in der Fassung vom 
23. August 2001 (Brem. GBl. S. 263), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Kirchensteuergeset-
zes vom 19. Mai 2020 (Brem. GBl. S.338), genehmigt.

Kirchliche Mitteilungen

Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmer 
am 28. Februar 2021

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz 
(vgl. Vollversammlung vom 24.27.02.1969, Prot. Nr. 18, 
und Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) werden 
für die Zwecke der kirchlichen Statistik der Bistümer in 
der Bundesrepublik Deutschland die Gottesdienstteilneh-
mer zwei Mal im Jahr gezählt. Die erste Zählung findet 
am zweiten Sonntag in der Fastenzeit (28. Februar 2021) 
statt. Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntägli-
chen Hl. Messen (einschl. Vorabendmesse) teilnehmen. 
Mitzuzählen sind auch die Besucher der Wort- oder Kom-
muniongottesdienste, die anstelle einer Eucharistiefeier 
gehalten werden. Zu den Gottesdienstteilnehmern zählen 
auch die Angehörigen anderer Pfarreien (z.B. Wallfah-
rer, Seminarteilnehmer, Touristen und Besuchsreisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in den 
Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das Jahr 
2021 unter der Rubrik „Gottesdiensteilnehmer am zwei-
ten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) einzutragen. 
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